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Seit längerer Zeit bildet die Lage der Armenverwaltung der 
Stadt Straßburg, theils zwiſchen den Behörden, theils in der 
Bürgerſchaft, den Gegenſtand der Erörterung. 

Die jüngſten Verhandlungen hierüber innerhalb des Gemein— 
deraths, ſo dürftiges auch darüber in die Oeffentlichkeit gedrungen, 
weckten von Neuem das Intereſſe. Man konnte ſich aber des Ein— 
drucks nicht erwehren, wie wenig die Einzelnen — die zum Handeln 
Berufenen nicht ausgeſchloſſen — mit den einſchlägigen Verhält— 
niſſen vertraut waren. Und doch handelt es ſich um wichtige Entſchei— 
dungen, ob nämlich die fortgeſetzten Klagen des Armenraths über 
die völlige Unzulänglichkeit der für die Zwecke der Armenverwaltung 
verfügbaren Mittel begründet ſeien oder nicht, und erſteren Falls, 
auf welchem Wege und in welchem Umfange die zur Hülfe gerufene 
Stadtgemeinde den Mangel abſtellen ſolle. Unter dieſen Umſtänden 
dürfte der Verſuch einer Darſtellung der Bedingungen, unter welchen 
die Armenbehörden (Armen- und Hoſpizien-Verwaltung) arbeiten, 
nicht unwillkommen ſein. Beginnend bei den Wurzeln für deren 
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Thätigkeit in der Geſetzgebung und der auf letzterer aufgebauten 
Organiſation der Armenbehörden wird ſich die Betrachtung den 
hieraus erwachſenen Zuſtänden, namentlich auch der Feſtſtellung der 
verfügbaren und der verwendeten Mittel zuwenden, um mit einem 
Blick auf die Geſammtergebniſſe der Fürſorge für die Armen unter 
Vergleich mit den Zuſtänden an anderen Orten abzuſchließen. 

Das für die nachfolgende Arbeit erforderliche umfaſſende 
Material iſt allerſeits mit der liebenswürdigſten Bereitwilligkeit 
zur Verfügung geſtellt worden. Demungeachtet boten ſich große 
Schwierigkeiten, ſowohl bei Schilderung der Verhältniſſe in der 
Stadt Straßburg während einer längeren Zeitperiode, wie bei einem 
Vergleich dieſer Verhältniſſe mit denjenigen in anderen Städten, 
da die Nachrichten und ſelbſt die rechneriſchen Ergebniſſe je nach 
den herrſchenden Anſchauungen und Bedürfniſſen unter häufig 
abweichenden Geſichtspunkten aufgeſtellt worden find. 

So muß denn der Verſuch, die ziffermäßigen Ergebniſſe 
möglichſt auf gleichwerthige Vergleiche und Schlüſſe ermöglichende 
Grundlagen zu ſtellen, mit Nachſicht aufgenommen werden. 


Von den wenigen Einrichtungen, welche die alte Reichsſtadt 
Straßburg aus einer großen Vergangenheit in die Gegenwart 
hineingerettet hat, ſtehen heute noch in vollem Leben, reichen Segen 
ſpendend, die alten Stiftungen zur Linderung von Armuth und 
Elend: das Spital und die Armenanſtalt St. Marx. In dieſen 
Anſtalten, deren Vermögen auf mehr denn 20 Millionen geſchätzt 
wird, ſind eine lange Reihe von Stiftungen vereinigt, welche fromme 
Seelen einſt in der Liebe zu Gott und zu ihrer Vaterſtadt für lei— 
dende Mitbürger gemacht hatten. 

Wie wild auch die Stürme der Revolution von 1789 an dem 
in grauer Vorzeit wurzelnden Baum rütteln mochten, er ſteht heute 
noch und zeigt Kraft genug, um unter pflegender Hand neue Zweige 
zu treiben. Eine weiterreichende Fürſorge für die Armuth in Geſtalt 
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von Kranken, gebrechlichen Greifen und Waiſenkindern, wie Straß— 
burg ſie bietet, werden wenige Städte aufweiſen können. 

Das Spital und die Anſtalt St. Marx oder, um im 
Sinne der heutigen Geſetzgebung zu reden, die Armenverwaltung 
(Wohlthätigkeitsbüreau, Bureau de bienfaisance), ſtehen unter 
getrennten, ſelbſtändigen Verwaltungen, deren geborener Vorſitzender 
der jedesmalige Bürgermeiſter iſt. Die Mitglieder derſelben werden 
vom Bezirks-Präſidenten ernannt. Auf die Armenverwaltung iſt 
kürzlich in beſonderer Weiſe unſere Aufmerkſamkeit gelenkt worden 
durch Verhandlungen in der Gemeindevertretung. Während der 
Armenverwaltungsrath noch in ſeinem Rechenſchaftsberichte für 1881 
glaubte, alle Gutgeſinnte auffordern zu ſollen, „den Bettlern 
entſchloſſen, jede Gabe zu verweigern“, muß er in dem Berichte 
für 1885/86 die Thatſache mittheilen, daß „bei den unzureichenden 
Mitteln die Uuterſtützungen, welche verabreicht werden können, in 
den meiſten Fällen der Lage der Bittſteller nicht mehr entſprechen“. 
Es wird an die Weisheit der zuſtändigen Behörde appellirt, um 
Abhülfe zu ſchaffen, und anheimgegeben, dieſe auf dem Wege der 
Erhebung beſonderer Zuſatzpfennige für Armenzwecke zu 
ſuchen. Der Darlegung in dem Jahresbericht für 1885/86 folgten 
ſodann raſch hintereinander, unter dem 13. Dezember 1886 und dem 
22. April 1887, zwei formelle Anträge des Armenrathes an die 
Stadt, die Erſterem in der Zeit vom Februar 1886 bis Januar 
1887 Seitens der Stadt geleiſteten Vorſchüſſe im Geſammtbetrage 
von 35000 M. definitiv zu übernehmen, ferner aber alljährlich 
eine feſte Unterſtützung von etwa 40000 M., ſei es durch Erhebung 
von beſonderen Zuſatzpfennigen, ſei es mittelſt anderer Deckungs— 
mittel, zu bewilligen. Dieſe Anträge, ſowie deren Begründung 
laſſen keinen Zweifel darüber, daß die Armenverwaltung ſich in 
einer ſehr kritiſchen Lage befindet, indem dieſelbe ihre Unfähigkeit 
ausſpricht zur Erfüllung der Aufgaben, welche ſie ſich geſtellt glaubt, 
es müßte denn eine durchgreifende Aufbeſſerung ihrer finanziellen 
Hülfskräfte eintreten. 


vs 


Den aufmerkſamen Beobachter kann eine derartige Erklärung 
der Armenverwaltung nicht überraſchen. Die Anforderungen an 
letztere ſind ganz natürlich mit dem Steigen der Bevölkerung all— 
jährlich gewachſen, während die Einnahmen während der letzten 
Jahre mit geringen Schwankungen ebenſo regelmäßig zurückgingen 
und zwar ſowohl die ſtehenden Einnahmen aus dem Grund- und 
Kapitalvermögen wie die außerordentlichen. Die Armenverwaltung 
hat eine volle Einſicht in dieſe bedrohlichen Zuſtände gehabt. Seit 
mehreren Jahren hat ſie immer wieder der Stadtverwaltung gegen— 
über laute Klage geführt und immer dringender darum gebeten, nicht 
blos das jeweilige Defizit zu übernehmen, ſondern durch regelmäßige 
Ueberweiſung ſtädtiſcher Zuſchüſſe in dauernder Weiſe der Unzu— 
länglichkeit der Mittel abzuhelfen. Von 1872 ab hatte die Armen⸗ 
verwaltung faſt alljährlich mit Defizits zu kämpfen, was ſich in dem 
allmäligen Zurückſinken des Betriebsfonds (fonds de roulement), 
der 1871 noch 41 776 M. betrug, auf 712 M. Ende März 1881 
kennzeichnete. Obſchon dazwiſchen in dem bitterkalten Winter 
1879/80 durch den reichen Ertrag von Subſkriptionen innerhalb der 
Bevölkerung und einen ſtädtiſchen Zuſchuß ihren Verlegenheiten 
abgeholfen, auch Anfang 1882 ein Ausfall bei den Unterſtützungen 
aus der Bezirks- Findel- und Waiſenanſtalt von der Stadt ausge— 
glichen worden war, konnte ſie das durch die Folgen der großen 
Ueberſchwemmungen 1882/83 entſtandene Defizit nur durch den 
Verkauf von Werthpapieren in den Jahren 1882/83 und 1883/84 
in der Höhe von 40 000 M. beſeitigen, ſah ſich aber trotzdem ſchon 
unter dem 15. November 1883 genöthigt, bei der Stadtverwaltung 
die Einführung einer Armenſteuer mit einem Ertrage von 45 000 M. 
zu beantragen. Dieſer, ſowie ein zweiter Antrag vom 8. Juni 1885 
wurden zwar abgelehnt, dagegen das Verſprechen von der Stadtver— 
waltung abgegeben, künftige etwaige Defizits auf die ſtädtiſche Kaſſe 
zu übernehmen. 

In der Vorſtellung der Armenverwaltung vom 8. Juni 1885 
an den Bürgermeiſter iſt eingehend ausgeführt, wie nach Abzug der 
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Koften für die Verwaltung, für Arzt und Apotheke, ſowie nach Be— 
ſtreitung einiger Nebenausgaben, namentlich zur Beherbergung 
Obdachloſer, außer den regelmäßigen monatlichen bezw. vierteljährigen 
Gaben an arbeitsunfähige Alte über 70 Jahre oder an gebrechliche 
Perſonen im Betrag von 29000 M., den Brodreichungen im Werth 
von 46 000 M., ſowie den Spenden an Brennmaterial, Kleidern und 
Schuhen im Werth von 19 000 M., nur noch 8000 M. zur Ver— 
theilung von Nahrungsmitteln (meiſt in Geſtalt von Suppenkarten) 
und 14110 M. zur Befriedigung von 3 288 Unterſtützungs⸗ 
geſuchen verblieben, ſo daß häufig nur 4 oder 5 M. gegeben werden 
könnten, während Gaben von 20 oder 30 M. dringend geboten 
erſchienen und ſelbſt dieſe Spenden könnten nur in Aus- 
ſicht genommen werden mit einem Jahres-Defizit von 
40 650 M. 

Der Bürgermeiſter glaubte den obenerwähnten Anträgen der 
Armenverwaltung Rechnung tragen zu ſollen, um ſo mehr als es 
ihm bedenklich erſchien, an der allgemeinen Zuſage der früheren 
ſtädtiſchen Verwaltung der Deckung etwaiger Defizits der Armen— 
verwaltung, bezüglich deren Entſtehung bezw. Verhütung dem 
Gemeinderathe jeder Einfluß fehle, feſtzuhalten, es ſich auch gleich— 
mäßig im Intereſſe der Armenverwaltung wie der Stadt dringend 
empfehlen müſſe, den Zuſchüſſen Letzterer beſtimmte Grenzen zu 
ſtecken. Er führt demnach in einer dem Gemeinderath vorgelegten 
Denkſchrift, welche ſich im Allgemeinen an die Darlegung der 
Armenverwaltung anſchloß, aus, wie die Letzterer nach dem Dekret 
vom 9. Februar 1865 zuſtehende Hälfte an dem Reinertrag der 
Güter des ehemaligen Almoſenamtes St. Marx (die andere Hälfte 
erhält das Spital) vom Jahre 1880/81 mit 63834 bis 1885/86 
auf 52 686 M. theils in Folge geringerer Pachtverträge, theils in 
Folge des geſunkenen Zinsfußes zurückgegangen ſei, Beträge, die 
durch das für die Bäckerei gelieferte Getreide faſt vollſtändig in An— 
ſpruch genommen würden; wie dann ferner die 1879/80 zum erſten 
Mal mit einem Ertrage von 35575 M. unternommene Subjfrip- 
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tion in 1880/8! auf 25665 in 1881/82 auf 18233, in 1882/83 
auf 15362 und 1883/84 auf 13561 M. gefallen, von da ab aber 
gänzlich eingeſtellt ſei, wie endlich die Abgabe von den Theaterbillets, 
welche 1877 noch 18689 M. betrug, im Jahre 1885/86 auf 
13086 M. heruntergegangen ſei, ohne daß andere Einnahmequellen 
der Armenverwaltung eine Vermehrung erfahren hätten, während 
auf der anderen Seite die Auſprüche an dieſelbe in beſtändigem 
Steigen begriffen und z. B. die Zahl der größtentheils für den Fall 
dringender Noth ausgegebenen Suppenkarten zu 8 Pf. von 88 700 im 
Jahre 1883,84, auf 101838 in 1884/85 und auf 198 140 M. in 
1885, Ss geſtiegen ſeien. Nachdem dann ſchließlich der Bürgermeiſter 
darauf hingewieſen hatte, wie die Leiſtungen der übrigen größeren 
Städte des Landes wie Mülhauſen, Metz, Colmar, Hagenau und 
Schlettſtadt, für Armenzwecke verhältnißmäßig bedeutend höher ſich 
stellten wie diejenigen Straßburgs (nämlich in jenen etwa 1—2 M. 
auf den Kopf der Bevölkerung gegen 0,43 M., bezw. 136 000 M. in 
Mülhauſen gegen 46 588 M. in Straßburg), beantragte derſelbe, auf 
die Rückerſtattung des Vorſchuſſes von 35000 M. zu verzichten und 
zu Gunſten der Armenverwaltung 4 Zuſatzpfennige (Ertrag 
ungefähr 38 400 M.) zu erheben. — Der Bürgermeiſter hätte 
ſeinen Ausführungen noch hinzufügen können, daß neben dieſen 
Defizits bedeutende Kapitalienzehrungen für laufende Ausgaben 
ſtattgefunden haben, was ganz unzuläſſig erſcheinen muß. 
Nicht nur daß der 1871 vorhandene fonds de roulement im 
Betrage von 41776 M., verſchwunden iſt; es waren auch von den. 
1882,84 zur Herſtellung eines neuen derartigen Fonds im Werthe 
von 40000 M. verkauften Papieren Ende 1886/87 nur mehr 
1142 M. vorhanden und zwar nach Deckung eines Theils des 
Defizits durch die Bewilligung von 35000 M. aus der Stadtkaſſe 
und nach Einzahlung eines Zuſchuſſes an die Armenverwaltung aus 
den Mitteln der Sparkaſſe in der Höhe von 10000 M. 

Dennoch fand, wie eben erwähnt, nur der erſtere Antrag des 
Bürgermeiſters Annahme; die Erhebung von Zuſchlags— 
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pfennigen lehnte der Gemeinderath ab, indem er der Ver— 
waltung anheim ſtellte, zu prüfen, wie andere Mittel und Wege 
zu finden ſeien, um der Armenverwaltung zu Hülfe zu 
kommen. 

Durch dieſen Beſchluß vom 9. März d. Is. erkennt auch 
der Gemeinderath das Bedürfniß der Abhülfe an, behält 
ſich aber die Entſcheidung über die noch zu ſuchenden Mittel und 
Wege der Abhülfe vor, leider ohne eine mehr denn negative Andeu— 
tung zu machen, nach welcher Richtung er ſolche finden zu können 
glaubt. Bei dieſer abweiſenden Haltung iſt der Gemeinderath bisher 
ſtehen geblieben, indem derſelbe in ſeiner Sitzung vom 29. Juni d. 
Is. es vorläufig ablehnte, das Defizit in dem Budget der Armen— 
verwaltung für 1887/88 mit 31 446,60 M. zu übernehmen, 
dagegen event. eine mäßige Unterſtützung in Ausſicht ſtellte. Die 
ſtädtiſche Verwaltung wird ſich demungeachtet nicht lange einer Ent- 
ſchließung entziehen können, welche allein das nöthige Fundament 
für die Auffaſſung der Aufgaben der Armenverwaltung und für die 
Möglichkeit deren Löſung zu geben im Stande, zugleich aber für die 
ſtädtiſchen Finanzen und damit für die Bevölkerung von einſchnei— 
dendem Intereſſe ſind. Bei dieſer Sachlage dürfte es angezeigt ſein, 
eingehender zu unterſuchen: 

I. welche Pflichten die Geſetzgebung den Gemeinden bezw. 
ſonſtigen Körperſchaften rückſichtlich der öffentlichen Fürſorge für 
Unterſtützungsbedürftige auferlegt, 

II. in welchem Umfange und in welcher Art in Straßburg 
dieſen Pflichten entſprochen wird. 


Die Grundlage für die Stellung der Gemeinden zu der öffent— 
lichen Armenpflege iſt durch die Geſetze vom 24. Vendemiaire II 
Tit. 5 und vom 7. Frimaire V gegeben. Nach Artikel! des erſteren 
Geſetzes kann der Hülfsbedürftige Anſpruch auf Unterſtützung an 
dem Orte erheben, an welchem er den Unterſtützungswohnſitz hat. 
Dieſer wird durch einjährigen, bei Dienſtboten durch zweijährigen 
Aufenthalt in einer Gemeinde erworben. Vorausſetzung für den 
Erwerb des Unterſtützungswohnſitzes durch ein- oder zweijährigen 
Aufenthalt iſt aber die Eigenſchaft als Landesangehöriger, da 
das Reichsgeſetz vom 6. Juni 1870 über den Unterſtützungs— 
wohnſitz in Elſaß-Lothringen nicht eingeführt iſt. Angehörigen 
anderer deutſchen Staaten, welche ſich in Straßburg nieder— 
gelaſſen haben, ohne naturaliſirt worden zu ſein, kann daher, 
wenn die Nothwendigkeit einer öffentlichen Unterſtützung wegen 
dauernder Arbeitsunfähigkeit eingetreten iſt, die Fortſetzung des 
Aufenthalts verſagt werden (S 5 des Geſetzes über die Freizügigkeit 
vom 1. November 1867 bezw. 8. Januar 1873). Dagegen kann ein 
Anſpruch auf Erſatz der für die Pflege hier erkrankter oder die Be— 
erdigung verſtorbener Deutſchen aufgewendeten Koſten und der an 
vorübergehend Hülfsbedürftige gereichten Unterſtützungen gegen die 
Gemeinde oder den Staat der Heimath nicht erhoben werden. Das 
Geſetz vom 7. Frimaire V traf Einrichtungen für diejenigen 
Armen, welche ſich nicht in beſonderen Pflegehäuſern (Hoſpizien) 
befinden, indem es die Armenräthe (bureaux de bienfaisance) ein- 


ſetzte. Die von der Gemeindeverwaltung unabhängigen und nur 


durch die Perſon des Vorſitzenden (president-ne) — des Bürger⸗ 
meiſters — mit ihr verbundenen Armenräthe beſitzen die Rechte 
einer juriſtiſchen Perſon; dieſelben haben die Unterſtützungen an die 


Hülfsbedürftigen zu verteilen und die öffentlichen Arbeiten zu 
leiten, welche etwa zu Gunſten unbeſchäftigter Armen durch die 
Gemeindeverwaltung angeordnet worden ſind. 


Die Einnahmen der Armenräthe ſetzen ſich zuſammen aus 


J. den Erträgniſſen des in Immobilien, Renten und Kapita— 
lien beſtehenden eigenen Vermögens; 

2. Geſchenken und Vermächtniſſen, dem Ertrage der aufge— 
ſtellten Almoſenbüchſen (Verordnung vom 5. Prairial XI) und 
genehmigten Lotterien oder Sammlungen, ſowie einem Sechſtel der 
Abgaben für Konzeſſionen auf Kirchhöfen — ein zweites Sechſtel 
fällt der Verwaltung der vereinigten Hoſpizien zu — (Ordonnanz 
vom 6. Dezember 1843); 

3. dem Ergebniß der Armengebühren bei öffentlichen Schau— 
ſtellungen, Bällen, Konzerten u. ſ. w. in der Höhe von 1/10 bis 
1/4 des Bruttoertrages; 

4, den Zuſchüſſen, welche die Gemeinderäthe aus Gemeinde: 
mitteln bewilligen. 


Zur Annahme von Vermächtniſſen und Geſchenken, ſei es in 
Immobilien oder in Geldwerthen, bedarf es der Begutachtung des 
Gemeinderaths und der Ermächtigung der Aufſichtsbehörde. 

Die unter 3. bezeichneten Abgaben können vom Armenrath auf 
die Hälfte ermäßigt bezw. in eine Pauſchſumme verwandelt werden. 
Die Gewährung von Zuſchüſſen bildet keine Pflichtausgabe der 
Gemeinden, bleibt vielmehr deren freiem Ermeſſen überlaſſen. Eine 
geſetzliche Verpflichtung zur Unterſtützung liegt den Gemeinden nur 
ob und zwar in einem beſchränkten, durch die bezüglichen Geſetze 
genau beſtimmten Maaße bei armen Geiſteskranken, ſowie Findel— 
und Waiſenkindern. Die weitere Verpflichtung zur Unterſtützung 
und Verpflegung armer Kranker iſt ebenſo wie die Pflicht zur 
Unterſtützung der Armen überhaupt weder eine obligatoriſche 
noch eine unbegrenzte und wird vor Allem an die Vorausſetzung 
geknüpft, daß ſich in der Gemeinde ein Spital befindet und daß der 
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Arme in der Gemeinde ſelbſt erkrankt iſt. Die durch das Reichsgeſetz 
vom 15. Juni 1883 feſtgeſetzte Theilnahme der Gemeinde an der 
Fürſorge für erkrankte Arbeiter gehört nicht in das Gebiet der 
Armenpflege. 

Die Fürſorge für arme Kranke, Gebrechliche und Greiſe war 
ſchon durch das Geſetz vom 24. Vendémiaire II vorgeſehen worden, 
fand aber eine neue Ordnung durch die Geſetze vom 7. Auguſt 
1851 und 23. März 1852 über die Pflege- und Krankenhäuſer. 
Dieſe Geſetze ſprechen zwar auch keine Verpflichtung der Gemeinden 
zur Errichtung ſolcher Häuſer aus, ordneten aber die Verwaltung 
der beſtehenden und beſtimmten, daß in dieſen in der Gemeinde 
erkrankende mittelloſe Perſonen aufzunehmen ſeien, auch wenn die— 
ſelben einen Unterſtützungswohnſitz am Orte nicht beſäßen. Ueber 
die Vorausſetzungen hinſichtlich des Wohnſitzes und des Lebensalters 
bei der Aufnahme von Greiſen und Gebrechlichen in ein Hoſpiz ſoll 
für die einzelnen Anſtalten durch beſondere, zu genehmigende Regle— 
ments Beſtimmung getroffen werden. Nach Artikel 17 des Geſetzes 
vom 7. Auguſt 1851 kann ein Fünftel der Einkünfte der Hoſpize 
zur Gewährung von jährlichen Unterſtützungen an Greiſe und Ge— 
brechliche verwendet werden, die in ihren Familien untergebracht 
ſind. 

Den Bezirken weiſt die Geſetzgebung, jedoch unter Heran— 
ziehung der Gemeinden des Unterſtützungs-Wohnſitzes, die Haupt⸗ 
fürſorge für arme Geiſteskranke, ſowie für verlaſſene bezw. Findel— 
und Waiſenkinder zu. Nach dem Geſetze vom 30. Juni 1838 muß 
jeder Bezirk eine öffentliche Anſtalt für die Aufnahme und Verpfle- 
gung armer Geiſteskranken beſitzen. Die durch Dekret vom 
19. Januar 1811 der öffentlichen Wohlthätigkeit überwieſene 
Fürſorge und Erziehung der Findel- und der verlaſſenen Kinder 
wurde hinſichtlich der Betheiligung an den Koften durch Geſetz vom 
5. Mai 1869 neu geordnet und unter mäßiger Antheilnahme von 
Staat und Gemeinde hauptſächlich den Bezirken auferlegt. 
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In Straßburg konnte es ſich nicht darum handeln, in Folge 
der Geſetzgebung ſeit 1789 neu in die Fürſorge für Arme und 
Kranke einzutreten. Dieſe Fürſorge war in dem alten bis zur Re— 
volutionszeit vielfach das Gepräge früherer reichſtädtiſcher Herrlich— 
keit bewahrenden Gemeindeweſen von grauer Vorzeit her als eine 
ernſte Pflicht erſchienen, deren Erfüllung durch eine lange Reihe 
bedeutender Stiftungen der Gemeinde freilich leicht gemacht wurde. 
Es war nur erforderlich, die beſtehenden Einrichtungen mit der 
neuen Geſetzgebung in Einklang zu bringen. So wurde dann die 
Fürſorge für Kranke und Sieche ſowie die Waiſen mit ſämmtlichen 
dafür vorhandenen Stiftungen unter die Kommiſſion für „die Ver— 
waltung der vereinigten Hoſpizien“ geſtellt und die von dem frühe— 
ren Almoſenamte St. Marx geübte äußere Armenpflege durch den 
Armenrath, die Armenverwaltung, übernommen. 

Nach einem ſpäteren Dekret des Staatsraths vom Jahre 1865 
wurde das Eigenthumsrecht der vereinigten Civilhoſpizien an den 
Gütern des Almoſenamts St. Marx anerkannt, jedoch zugleich 
ausgeſprochen, daß der Reinertrag dieſer Güter zu gleichen Theilen 
den vereinigten Hoſpizien und der Armenverwaltung zuſtehe. Die 
Verwaltung dieſer Güter, verbunden mit derjenigen eines ſehr be— 
deutenden, den vereinigten Civilhoſpizien ausſchließlich angehörigen 
Grund- und Kapital⸗Vermögens, wird von dem Vorſtande letzterer 
geführt. Altem Herkommen entſprechend wird noch heute der größte 
Theil des Zinſes für die verpachteten Ländereien in Frucht gezahlt. 
Dieſes Verhältniß hat wohl weſentlich den Anlaß dazu gegeben, eine 
eigene Bäckerei in den Gebäulichkeiten des alten Stiftes St. Marx zu 
errichten, in der ſowohl das für das Spital und das Waiſenhaus 
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nebſt dem Depot der Bezirks Findel- und Waiſenanſtalt benötighte, 
wie das zu Spenden der Armenverwaltung beſtimmte Brod gebacken 
wird. In den Jahren 1868—70 tft dieſe Bäckerei nebſt 2 großen 
Speichern mit einem Koſtenaufwande von über 200 000 M. neu 
aufgeführt und mit den beſten Einrichtungen ausgeſtattet worden. 
Es wird Brod von 3 Qualitäten hergeſtellt, zwei (Weißbrod und 
Halbweißbrod) aus reinem Weizenmehl für den Gebrauch der 
Hoſpizien, eine (Schwarzbrod) zu 11/12 aus Weizen, 1/12 aus 
Roggen für die Armenſpenden; kranke Arme erhalten Halbweißbrod. 

Im Jahre 1886 wurden 5 200 hl Weizen und 150 hl Roggen 
zu etwa 310000 kg Mehl im Werth von 72 460 M. vermahlen. 
20000 kg des beſten Erzeugniſſes werden in den Küchen der 
Hoſpizien, der Reſt zur Brodbereitung verwendet. Es wurde in dem 
genannten Jahre 147000 kg Weißbrod, 113000 kg Halbweiß- 
brod, 156 000 kg Schwarzbrod hergeſtellt zu einem Preiſe von 21 
bezw. 18,6 und 17,3 Pf. für 1886/87, zu 20,2 bezw. 18,5 und 
17 Pf. das Kilogramm für 1885/86. Die Zinſen der Anlagekoſten 
der Bäckerei und der Speicher, ſowie die Unterhaltung derſelben 
ſind bei dieſer Berechnung nicht in Anſchlag gebracht. Hier mag noch 
nachrichtlich bemerkt werden, daß die Bäckerei von St. Marx in 
einem Jahre für St. Vicenz de Paula aus Mehl, das dieſer Wohl 
thätigkeits⸗-Verein liefert, 58 000 kg Brod für deſſen See her⸗ 
ſtellte. 

Von den beiden Verwaltungen der vereinigten Civilhoſpizien 
und der Armenverwaltung iſt Erſtere die ungleich bedeutendere. 
Dies drückt ſich ſchon allein in der Thatſache aus, daß, ab— 
geſehen von Kapitalbewegungen, die Ausgaben der Hoſpizien ſich 
bis zu 800 000 M. erſtrecken, während die Jahresrechnungen der 
Armenverwaltung die Summe von 200000 M. nicht erreichen. 
Den vereinigten Civilhoſpizien unterſteht das Spital mit rund 
1000, das Waiſenhaus mit rund 200 und das Rekonvaleszenten— 
haus Lovisa mit rund 40—50 Inſaſſen — jedesmal ohne das 
Aufſichts⸗, Warte- und Dienſtperſonal. — In dem nebſt Hof und 
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Garten, nach den Angaben für 1868, eine Grundfläche von 345 Ar 
einnehmenden Spital, von denen 124 Ar überbaut waren, beſteht 
eine Abtheilung für Kranke und eine zweite für arme über 70 Jahre 
alte Perſonen; letztere iſt wieder in 2 Klaſſen getheilt, gänzlich 
Mittelloſe und eine wenig bedeutende Zahl Solcher, die ſich mit be— 
ſcheidenen Mittel eingekauft haben. Mit dem Spital iſt die 1838 
gegründete Bezirks-Hebammenſchule verbunden; auch dient die 
Kranken-Abtheilung großentheils Unterrichtszwecken der Univer— 
ſitätskliniken. 


Die Kranken ſind nämlich untergebracht in 

1. kliniſchen Abtheilungen, welche zugleich zu Unterrichts— 
zwecken der Univerſität dienen und zwar in 9 verſchiedenen Abtheil— 
ungen: die mediziniſche, die chirurgiſche, die ſyphilitiſche, die 
ophthalmologiſche, die gynäkologiſche, ſowie diejenigen für Frauen— 
krankheiten, für Irre, für Epileptiker und für Epidemieen; 

2. nicht kliniſchen Abtheilungen: eine mediziniſche, eine 
chirurgiſche, eine für Entbindungen und eine für unheilbare Frauen— 
krankheiten. 

Jene erſteren zählten 1885/86 durchſchnittlich 391, dieſe 206 
Kranke. In beiden Abtheilungen zuſammen ſind einſchließlich der 
Aſſiſtenten 37 Aerzte thätig. 

Die kliniſchen Abtheilungen ſind mit dem Ausbau der neuen 
Univerſitätsinſtitute allmälig meiſt in dieſe verlegt. Im Spital: 
gebäude befinden ſich zur Zeit nur noch die mediziniſche, die 
ſyphilitiſche, ophthalmologiſche, die Kinder-Klinik und 
ein zur gynäkologiſchen Klinik gehöriger Saal. 

Die Hoſpizien beſorgen vertragsmäßig die Kranken in den 
Univerſitätsinſtituten, ebenſo wie diejenigen im Spital auf eigene 
Rechnung gegen die feſtgeſtellten Verpflegungsſätze; beim Fehlen 
anderer Verpflichteten werden letztere von der Univerſität gezahlt. 

Die unmittelbare Verwaltung des Spitals, des Waiſenhauſes 
und der Bezirks-Findel- und Waiſenanſtalt führt, unter der Leitung 
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des Verwaltungsraths der Hoſpizien, je ein Direktor. Die Pflege im 
Spital wird, außer einem zahlreichen Perſonal von Aerzten nebſt den 
nöthigen Apothekern, durch mehr denn 50 barmherzige Schweſtern 
und über 90 männliche und weibliche Krankenwärter ausgeübt. Der 
Verwaltungsrath hält meiſt alle 8 Tage Sitzungen. 

In der Krankenabtheilung findet jeder Mittelloſe, welcher in 
Straßburg erkrankt, Aufnahme. Selbſtredend wird Erſatz der Koſten 
verlangt, wenn ein dazu Verpflichteter zu ermitteln iſt. Soweit 
Raum vorhanden iſt, können auch auswärts Erkrankte aufgenommen 
werden. Dies wird begünſtigt, wenn es ſich um Kranke oder 
Schwangere handelt, die zu Lehrzwecken in den Kliniken oder für die 
Hebammenſchülerinnen dienen können. 


Vom 1. April 1886 ab gelten folgende Pflegeſätze für den 
Tag : 


1. In Straßburg geborene oder mindeſtens 10 Jahre wohn— 
hafte Perſonen: Erwachſene 1,80 M., Kinder 1,20 M. 

2. hier nicht 10 Jahre wohnhafte und auswärtige, auf eigene 
Koſten behandelte Kranke: Erwachſene 2 M., Kinder 1,40 M. 

3. Mitglieder der Orts- und ähnlichen Krankenkaſſen 1 M. 

4. Kranke, die auf Koſten auswärtiger Gemeinden, Armen— 
anſtalten u. ſ. w. untergebracht, zahlen den Satz ad 1; die Eifen- 
bahnverwaltung zahlt für die hieſigen Dienſtzweigen, einſchließlich 
Biſchheim, angehörigen Kranke nur 1,44 M. 


Geiſteskranke, welche bei beſſerer Koſt in eigenen Zimmern 
untergebracht find, zahlen je nachdem 3,20, 2,50 oder 1,90 M. 
Hebammenſchülerinnen haben für den Kurſus von 9 Monaten 
360 M. zu vergüten. 

Ermäßigte Sätze gelten für Kranke, die auf Koſten des Bezirks 
verpflegt werden: Erwachſene 1,20 M., Kinder 1,10 M., für 
Dirnen 1,13 M. und für harmloſe Geiſteskranke 1,10 M. 


— 19 — 


Als Pfründner werden alte Leute beiderlei Geſchlechts — 
einerlei ob ſie verheirathet ſind oder nicht — aufgenommen, welche 
70 Jahre alt, arm und erwerbsunfähig, ſowie in Straßburg geboren 
oder doch ſeit mindeſtens 10 Jahren heimathsberechtigt ſind. Aus— 
nahmsweiſe können unter ſonſt gleichen Vorausſetzungen auch jün— 
gere Perſonen aufgenommen werden, wenn ſie dauernd krank und 
erwerbsunfähig ſind. Die Pfründner befinden ſich, ſoweit ſie an 
unheilbaren Krankheiten leiden, in der Abtheilung der Kranken 
(1885/86 in der Zahl von 111); im Uebrigen theilen ſich dieſelben 
(1885/86: 321 Köpfe) in 4 Klaſſen. Die 1. und 2. beſteht aus 
wenigen Perſonen, die ſich gegen die nach dem Lebensalter des Be— 
treffenden ſich abſtufende Zahlung eines beſtimmenden Kapitals oder 
einer gewiſſen Jahresrente eingekauft haben, die 3. und 4. Klaſſe 
aus mittelloſen Leuten, von welchen die 3. Klaſſe noch einige Arbeiten 
im Innern des Hauſes zu verrichten im Stande iſt. Für dieſe 
Arbeiten erhielten ſie früher kleine Koſtverbeſſerungen, neuerdings 
mäßige Eutſchädigungen in Geld. Seit Anfang 1851 werden an 
zur Aufnahme in die Pfründe berechtigte Perſonen, welche es vor— 
ziehen, in ihren Familien wohnen zu bleiben, monatliche Unter— 
ſtützungen gezahlt von anfänglich 8 M., ſchon ſeit vielen Jahren 
jedoch nur 4 M, 

Der durch längere Zeit erwogene Plan, die Kranken- und die 
Pfründnerabtheilung örtlich zu trennen, wurde 1868 aufgegeben. 
Auch die nach 1872 erhobenen Erwägungen des Neubaues eines 
ſtädtiſchen Krankenhauſes in Verbindung mit den neu zu errichtenden 
kliniſchen Inſtituten der Univerſität führten zu einem negativen 
Ergebniß. 

Das auf beſonderen alten Stiftungen beruhende und eigenes 
Grundvermögen beſitzende, in Folge des Geſetzes vom 23. Bru- 
maire V unter der Verwaltung der vereinigten Hoſpizien ſtehende 
Waiſenhaus iſt beſtimmt, eheliche, in Straßburg geborene 
Kinder beiderlei Geſchlechts aufzunehmen und zu erziehen, deren 
beide Eltern arm oder doch in ganz dürftiger Lage geſtorben ſind 
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und, wenn nicht in Straßburg geboren, ſo doch mindeſtens 12 Jahre 
anſäſſig waren. 


Die Altersgrenze der Erziehung war bis 1868 das vollendete 
12. Lebensjahr und bis zur Entlaſſung aus der Schulpflicht 
erſtreckt worden. Bis zum Eintritt der Schulpflicht werden die 
Kleinen in Familienpflege untergebracht. Nach dem Austritt aus 
dem Hauſe werden ſowohl Knaben wie Mädchen in eine paſſende 
Lehre gebracht und erhalten während dieſer Weißzeug und die Reini— 
gung deſſelben vom Waiſenhauſe. Nach beendigter Lehre erhalten 
Alle, außer etwaigem eigenen Vermögen und angeſammelten Gefen 
niſſen, eine Ausſtattung. 


Räumlich mit dem Waiſenhauſe verbunden, jedoch unter 
beſonderer Direktion und mit beſonderem Vermögen, iſt das Depot 
der Bezirks-Findel- und Waiſenanſtalt für den Bezirk Unter-Elſaß. 
Die bei Eintritt der Hülfsbedürftigkeit, kraft des Geſetzes vom 
19. Januar 1811, aufgenommenen Kinder werden in der Regel 
demnächſt in Familien in der Stadt oder auf dem Lande gegen Ent— 
gelt untergebracht. Es ſind dies: 1. Waiſen, welche nicht nach den 
Statuten der im Unter-Elſaß beſtehenden beſonderen Waiſenhäuſern 
in dieſen Aufnahme gefunden haben; 2. von den Eltern auf irgend 
eine Weiſe dauernd oder vorübergehend verlaſſene und 3. einzelne 
bei den Eltern bezw. der Mutter völliger Verwahrloſung anheim— 
fallende Kinder. Die Fürſorge erſtreckt ſich ebenſo wie bei den Pfleg— 
lingen des Waiſenhauſes vom zarteſten Kindesalter bis in die Lehr— 
lingszeit hinein. Nur ein ganz kleiner Theil der in das Depot auf— 
genommenen Kinder verbleibt beſtändig in demſelben, wenn nämlich 
deren Unterbringung außerhalb, wie z. B. wegen körperlicher Ge— 
brechen, nicht angängig erſchien. Während des Aufenthalts im 
Depot wird der Verwaltung der vereinigten Hoſpizien für jeden 
Pflegetag 1 M. vergütet. 
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Für die auswärts Untergebrachten werden vierteljährlich ver— 
gütet für 

1. Säuglinge 16 M., 

2. Flaſchenkinder bis 1 Jahr 28 M., 

3. Kinder von 1—3 Jahren 19,20 M. 

4. Kinder über 3 Jahre 16,80 M. 


Außerdem werden Kleider und Schulbedürfniſſe beſtritten, 
wie auch in Krankheitsfällen die Kur- und event. die Beerdigungs— 
koſten vergütet. Bei der erſten Kommunion werden 20 und für die 
Lehrzeit einmal 32 M. gezahlt. 

Es mögen hier der Ueberſichtlichkeit halber vorweg, ebenſo wie 
bei dem gleich zu erwähnenden Rekonvaleszentenhaus Lovisa, kurze 
Angaben über die für die Gemeinde Straßburg wichtigen Ver— 
waltungsergebniſſe der Bezirks-Findel- und Waiſenanſtalt im Jahre 
1885/86 folgen. Von 1268 aufgenommenen Kindern gehörten 243 
der Stadt Straßburg an, welch letztere mit einem ungefähren 
Koſtenaufwand von 35000 M. verpflegt wurden. Darauf hatte 
Straßburg, nach der von dem Bezirkstag gemäß Geſetz vom 
5. Mai 1869 aufgeſtellten Berechnungsweiſe, einen Beitrag von 
6118 M. zu zahlen. Die Gemeinden haben nach jenem Geſetz im 
Ganzen 1/5 der äußeren Verpflegungskoſten zu tragen. 

Durch Teſtament vom 4. Januar 1876 hat Herr Johann 
Auguſt Ehrmann einen großen Theil ſeines Vermögens, mit einem 
Nettobetrage von 843 595 M., zur Errichtung und Unterhaltung 
eines Rekonvaleszentenhauſes unter dem Namen Lovisa beſtimmt. 
Der Zweck der Stiftung geht zwar über den Rahmen der Armen— 
pflege hinaus, ſoweit dieſe ſich nur die Abwehr äußerſter Noth zur 
Aufgabe ſtellt; dennoch wird derſelben hier gedacht werden müſſen, 
zumal die wirthſchaftlich völlig ſelbſtändige Anſtalt nach dem 
Willen des Teſtators dem Verwaltungsrath der vereinigten 
Hoſpizien unterſtellt iſt und ganz weſentlich den Dürftigen zu gut 
kommt. Mit einem Koſtenaufwand von 228 194 M. wurde in 
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Nuprechtsau ein Haus mit Park — 436 Ar umfaſſend — ange 
kauft und zweckentſprechend ausgebaut. Die Anſtalt enthält außer 
10 Betten für das Warte- und Dienſtperſonal (2 barmherzige 
Schweſtern, 1 Lehrerin und 3 Wärterinnen nebſt 2 Gärtnern) 
60 Betten. Die Eröffnung fand ſtatt am 1. Juli 1880. Zur Auf— 
nahme ſind hauptſächlich dürftige Rekonvaleszenten von akuten 
Krankheiten, beiderlei Geſchlechts, berechtigt und werden beſonders 
Pfleglinge des Spitals berückſichtigt. Die normale, jedoch vielfach 
überſchrittene Dauer des Aufenthalts beträgt 14 Tage. Es werden 
während der beſſeren Jahreszeit auch ſkrophulöſe Kinder (Ferien— 
Coloniſten) auf durchſchnittlich 5 Wochen aufgenommen. Während 
des Jahres 1885/86 verweilten in der Anftalt 556 Rekonvales— 
zenten, im Jahresdurchſchnitt 28,8 mit einem durchſchnittlichen 
Verbleib von 18,9 Tagen und 52 ſkrophulöſe Kinder mit einem 
Verbleib von 34 Tagen. 

Von ſämmtlichen 12304 Pflegetagen wurde für 925 Erſatz 
der Pflegekoſten geleiſtet. Der Geſammt-Koſteuaufwand betrug in 
dem gedachten Jahre 22753 M. Die vom 20. Auguſt 1876 bis 
Ende März 1886 angeſammelten Ueberſchüſſe aus den Erträgniſſen 
der Stiftung mit 144703 M. find zur theilweiſen Tilgung des 
Anlagekapitals der Anſtalt Lovisa verwendet werden. 


Wie ſteht es nun um die finanziellen Verhältniſſe der 
vereinigten Hoſpizien? Dieſelben ſind inſofern als günſtige zu 
bezeichnen, als die Einnahmen aus dem eigenen Vermögen durch— 
ſchnittlich die eigenen Ausgaben vollaus zu decken vermögen. Die 
Zuſchüſſe, welche der Verwaltung der vereinigten Hoſpizien zufließen, 
ſtellen ſich faſt durchgehend dar als Erſatz für beſondere Leiſtungen 
und Aufwendungen, welche Seitens des Spitals für ohne Ver— 
pflichtung hierzu aufgenommene Kranke gemacht worden ſind. 


Nach dem Ergebniſſe der betreffenden Jahresrechnungen 
betrugen 
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B. Die Ausgaben betrugen in diefen Jahren abgeſehen von Kapitalbewegungen, Neubauten, 
Ordnungsausgaben und dergleichen in Mark 


Nachweiſung C. 


4 An in Natura für die Hofpizien 
— verwendeten Producten. 
25 An General- . 1 
2 Jahr. verwaltungskoſten. Für's Spital. Für's Waiſenhaus. e Sind 
= a) Werth Grütze, Mehl und 
a Brod in Kilog. 
| 1 2 3 4 5 6 
| F 95 050 281 072 50 523 106 196 ? 532 850 
F 107 865 320 136 52967 98 809 15 579 797 
F 106 988 421 489 65173 107 820 254 940 701 470 
8 4 1880/81 131275 476 437 79 160 - 411 426 263 536 798 298 
| 5 1884/85 138 307 497 091 56723 80 047 226 636 773 168 | 
6 1885/86 . 141300 470 297 71147 72757 226 788 755 501 
Im 
7 urdſchnt. 120 432 441087 65 9⁴⁸ 96476 | 242975 690 180 


Es betrugen demnach die Ausgaben im Jahre 1885/86 mehr bezw. weniger wie 1862 bezw. 
wie durchſchnittlich in Mark: 


Nachweiſung D. 


M. + % ＋ % * M. 


wie 1862 . 41 48,6 188 225 66 20624 40,8 3 430 31,5 22264 


ſchntitlich. ’ 1 59210 14 5199 7,9 23319 24,2 321 
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Die eigenen Einnahmen der vereinigten Hoſpizien rühren 
größtentheils aus einem umfangreichen Grundbeſitz her, der über— 
wiegend — mit mehr denn 5000 ha in über 30000 Parzellen — 
aus Ackerland, Wieſen, Bauerhöfen, Weinbergen ꝛc. beſteht. Dieſe 
Ländereien ſind theils gegen Geld, theils gegen Getreidezins auf 
9 Jahre verpachtet und brachten ein 1862: das Hektoliter Weizen 
zu 16,80 M., Roggen zu 10,40 M., Gerſte zu 8 M. gerechnet, 
brutto 409 660 M. oder 81,14 M. auf den Hektar; 1868: das 
Hektoliter Weizen zu 16 M., das Hektoliter Roggen und Gerſte zu 
10,40 M. gerechnet, 465 441 M. oder 92,37 M. auf den Hektar. 
1885/86 beträgt, bei einer Vermehrung des Grundeigenthums gegen 
18C2 um 100 ha, dieſe Einnahme, den halben Antheil der Armen— 
verwaltung an den vom Almoſen-Amt St. Marx herſtammenden 
Gütern mit mehr denn 1000 ha eingerechnet, brutto 363 058 M. 
oder 70,5 M. auf den Hektar. Dabei iſt der Hektoliter Weizen zu 
14,18 M., der Hektoliter Roggen zu 11,31 M. gerechnet. 

Ferner wurde aus der Jagdpacht über 4000 M.) und ver— 
mietheten Häuſern 17 571, aus Grundrenten 636, aus dem Wald— 
beſitz von 630 ha 19724 M., im Werth der ſelbſtgeernteten 
Gartenprodukte 2 449, zuſammen 40 380 M. erlöſt. 

Der Rückgang der Einnahmen aus dem Landbeſitz hat 
lediglich ſeinen Grund in den mit den Güter- und Getreidepreiſen 
gefallenen Pachtbeträgen. Der Jahresbericht für 1868 weiſt im 
Einzelnen nach, wie ſeit 1840 eine Steigerung der eingegangenen 
Pächte um 166869 M. eingetreten war, die ſich dann bis 1876 
noch weiter fortſetzte. Seitdem iſt dann ein Rückſchlag eingetreten, 
deſſen äußerſte Grenze erreicht zu ſein ſcheint. Die bedeutende 
Erhöhung der Einnahmen aus dem Grundvermögen ſetzten die 
Hoſpizien in die Lage, vom Jahre 1845 ab auf die von der Stadt 
bis dahin gezahlten jährlichen Subventionen verzichten zu dürfen. 
1836 betrug dieſe Subvention noch 35 800 M. — Die Wirkung 
der großen Schwankungen in den Erträgen aus Grund und Boden 
wurde dadurch in etwas ausgeglichen, daß von jeher mehr denn die 


Hälfte der Pacht in Getreide entrichtet wurde und dieſes Getreide 
großen Theils in Geſtalt von Brod zu eigenem Gebrauch der 
vereinigten Hoſpizien und der Armenverwaltung Verwendung fand 
und findet. Trotzdem bleibt der Ausfall im Ertrage des Grund— 
vermögens ein äußerſt empfindlicher. 

Einiger Erſatz iſt dadurch geboten worden, daß ungeachtet des 
geſunkenen Zinsfußes die Einnahmen aus Kapitalien bedeutend 
geſtiegen ſind. Während dieſelben 1862: 62449, 1868: 
66 000 M. betrugen, ergeben ſich für 1885/86 116871 M. Dieſe 
Vermehrung hat zur Hauptſache ihren Grund in glücklichen Ver— 
käufen, namentlich von einer Anzahl zum Feſtungsbau erforder— 
lichen Ländereien ſowie in Rayonentſchädigungen. Dadurch iſt die 
Wirkung des Herabſinkens des Zinsfußes weit mehr denn ausge— 
glichen worden, wenn gleich bei einem einzigen in Landesobligationen 
angelegten Kapitals von 1223 000 M. durch Reduktion des Zins⸗ 
fußes ein Verluſt von 6 588 M. eintrat. Eine weitere Beſchränkung 
der Zinseinnahmen wird ſich demnächſt geltend machen, da erſt 
neuerdings mehrfache größere Kapitalverwendungen zur Errichtung 
einer Waſch- und Badeanſtalt, ſowie eines Krankenpavillons mit 
einem Koſtenaufwande von zuſammen 362 000 M. nothwendig 
geworden ſind. 

Auf der anderen Seite hat dann wieder der Ertrag der erſtat— 
teten Pflegekoſten eine ſtetige und nach obiger Nachweiſe ganz außer— 
ordentliche Steigerung erfahren, indem ohne Schädigung der erſten 
Beſtimmung des Spitals im Dienſte der ſtädtiſchen armen Kranken 
daſſelbe, vermöge ſeiner vorzüglichen Einrichtungen und wegen der 
engen Verbindung mit den kliniſchen Inſtituten der Univerſität, 
zahlreichen auswärtigen Kranken als Pflege- bezw. als Heilſtätte 
dient, für welche die Koſten erſetzt werden. Hierhin rechnen auch die 
Zuſchüſſe aus öffentlichen Kaſſen für Benutzung der Einrichtungen 
des Spitals und des Depots der Bezirks-Findel- und Waiſenan⸗ 
ſtalt durch Pflegebefohlene der betreffenden Körperſchaften. Es ſtehen 
1885,86: 114696 Pflegetagen Kranker im Spital, für welche eine 
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Vergütung nicht geleiſtet wurde — darunter 10 628 für nicht hier 
heimathsberechtigte Dirnen — gegenüber 103 082 Pflegetage gegen 
Bezahlung. 

Im Vergleich zu früheren Jahren kann augenblicklich die 
Finanzlage der vereinigten Hoſpizien nicht als eine beſonders gün— 
ſtige bezeichnet werden. Es iſt Thatſache, daß im Jahre 1885/86 
die gewöhnlichen Einnahmen zur Deckung der laufenden Ausgaben 
nicht voll gereicht haben, vielmehr ein wenn auch verhältuißmäßig 
geringer Eingriff in den Betriebsfonds (fonds de roulement) hat 
gemacht werden müſſen. Mit einem mäßigen Anziehen der Getrei— 
depreiſe würde jedoch das Gleichgewicht ſofort hergeſtellt ſein. 
Immerhin hat ſich der Rückgang der Geſammteinnahmen nur 
in engen Grenzen bewegt. Weit einflußreicher auf die Finanzlage 
iſt die ungewöhnliche Vermehrung der Ausgaben, die von 1862 bis 
1885/86 ſowohl für die Generalverwaltung, als für Spital und 
Waiſenhaus über 40, für das Spital ſogar 66 / ͤ beträgt; bei der 
Generalverwaltung datirt das ſtärkere Anwachſen erſt von 1874. 

Ueber die Bevölkerung des Spitals ſtehen ausführliche Nach— 
richten nur für die Jahre 1843 bis 1868 zur Verfügung, da leider 
ſeit dieſer Zeit der früher jedesmal mit der Rechnung zum Druck 
gelangte umfaſſende Jahresbericht nicht mehr veröffenlicht worden 
iſt. In den genannten Jahren bewegte ſich die durchſchnittliche 
Bevölkerung an Kranken zwiſchen 379 im Jahre 1844 und 558 im 
Jahre 1868. Bis 1855 allmälig auf 538 ſteigend fiel dieſelbe bis 
1860 auf 410, um dann faſt ununterbrochen wieder zu wachſen. 
1884/85 betrug die Durchſchnittsſtärke an Kranken 606, 1885/86 
596. Die Zahl der im Spital wohnenden Pfründner bewegte ſich 
zwiſchen 402 im Jahre 1850 und 534 im Jahre 1848; 1868 be— 
trug dieſelbe 508, 1884/85: 436, 1885/86: 432. Die Zahl der 
Seitens des Spitals mit Unterſtützungen bedachten Perſonen über 
70 Jahre, welche in ihren Familien wohnen, wuchs von 1851, in 
welchem Jahre deren erſt 47 waren, bis zum Jahre 1868 auf 392 
und beträgt jetzt faſt genau 400. — Hebammenſchülerinneu pflegen 
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einige 20 für 9 Monate des Jahres gegen ein Koſtgeld von 360 M. 
Aufnahme zu finden. 

Im Waiſenhauſe befanden ſich an Waiſen durchſchnittlich 
während der Jahre 1853/62 von 127 im Jahre 1853 bis 204 
im Jahre 18583 ſpäter iſt ihre Zahl geringer geworden und bewegt 
ſich zwiſchen 103 im Jahre 1869 und 166 im Jahre 1878/79; 
1885, S6 betrug dieſelbe 145. — Das mit dem Waiſenhaus unter 
einem Dach befindliche Depot der Bezirks- Findel- und Waiſenau— 


jtalt ſieht zwar im Laufe des Jahres mehrere Hundert Kinder beiz . 


derlei Geſchlechts in ſeinen Mauern; der Aufenthalt iſt für die 
ganz überwiegende Mehrzahl aber nur von kurzer Dauer, ſo daß es 
eine große Ausnahme iſt, wenn im Jahre 1853 das Depot durch— 
ſchnittlich St Bewohner zählte; 1861 waren deren 16; 1869 am 
1. Januar 35. 

Faſſen wir noch einmal die Leiſtungen der geſchloſſenen Ar— 
menpflege Straßburg's zuſammen: 

Im Spital waren 1885/86 täglich 606 Kranke untergebracht, 
außerdem 436 Pfründner, im Waiſenhaus 145 Waiſen, in Stephans⸗ 
feld 121 arme Irre aus Straßburg. Das Hoſpiz Lovisa herbergte 
durchſchnittlich 35 Perſonen. 12 Taubſtumme waren auf Koften 
der Stadt in Auſtalten untergebracht. In die offene Armenpflege 
hinübergreifend zahlte das Spital an etwa 400 über 70 alte Per— 
ſonen monatliche Unterſtützungen im Betrage von 4 M. Die Bezirks— 
Findel- und Waiſenanſtalt hatte in dieſem Jahre 213 Kinder aus 
Straßburg in Pflege. Alſo: Kranke und Hülfsloſe aller Art, na— 
mentlich Waiſen und Greiſe, finden gleichmäßig durch die vereinig— 
ten Hoſpizien ausreichende Verſorgung unter Mitbetheiligung 
anderer Körperſchaften; verlaſſene Kinder verdanken ſie dem Bezirk 
und der Gemeinde. 

Neben dieſen umfaſſenden Leiſtungen der geſchloſſenen Armen— 
pflege bleibt, gemäß der Geſetzgebung, der Armenverwaltung im en— 
geren Sinn, dem Bureau de bienfaisance, noch ein weites Feld 
der Thätigkeit übrig. Wir haben bereits berührt, wie der die Armen— 
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Verwaltung leitende Armenrath feine Aufgabe auffaßt und deren 
Erfüllung anſtrebt, wie er ſich nach dem Vorwort der Jahresrech— 
nung für 1880/8! berufen glaubt, die Bettelei nicht nur zu 
bekämpfen, ſondern dieſelbe unnöthig zu machen, indem er dazu 
auffordert, „den Bettlern entſchloſſen jede Gabe zu verweigern.“ 
Vorausſetzung hierbei konnte doch wohl nur ſein, daß dem Dürf— 
tigen durch die Armenverwaltung das zum Leben Unentbehrliche 
wirklich gereicht wurde und ferner gereicht werden ſoll. Sehen wir, 
wie weit die Thatſachen dem entſprechen. 

Der Armenrath hält Plenarſitzungen je nach Bedürfniß. Die 
Beſchlüſſe über Bewilligungen oder Abweiſung der eingegangenen 
Unterſtützungsgeſuche werden nicht in gemeinſamer Sitzung gefaßt, 
ſondern durch ein oder zwei Mitglieder deſſelben, die ſich in dieſem 
Dienſt, welcher im Winter gewöhnlich einmal wöchentlich, im 
Sommer mindeſtens alle 14 Tage ſtattfindet, abwechſeln. Dring— 
liche Fälle werden von dem Vorſitzenden des Armenraths zwiſchen— 
durch erledigt. 

Der Armenrath wird in dem unmittelbaren Verkehr mit den 
Hülfeſuchenden durch Armeninſpektoren unterſtützt. Jedem Einzelnen 
letzterer iſt ein beſtimmtes Quartier zugewieſen. Ueber alle in dem— 
ſelben wohnende dürftige Perſonen hat derſelbe dem Armenrath anf 
Erfordern nach Anleitung eines Fragebogens Auskunft zu ertheilen, 
und erſt auf Grund dieſer Unterlage pflegt Beſchluß auf die Unter— 
ſtützungsgeſuche gefaßt zu werden. Ausführlichere Fragebogen werden 
ausgefüllt, wenn es ſich um Feſtſetzung der Verhältniſſe von Armen 
handelt, die Unterſtützungen bei Staatsbehörden erbeten haben, oder 
um ſolche, für welche die Unterſtützungspflicht auswärtigen Ge— 
meinden obliegt. Die Armeninſpektoren können ſelbſt keine Unter— 
ſtützungen bewilligen, haben auch die bewilligten nicht ſelbſt auszu— 
theilen. Bei andauerndem Froſtwetter werden ihnen eine mäßige 
Zahl von Holzkarten (Anweiſungen auf die Empfangnahme eines 
Korbes Holz) zur Verfügung geſtellt. 

Die Zahl der Inſpektoren, welche bisher gegen 180 betrug, 
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ſoll demnächſt durch Vermehrung der Quartiere in Kronenburg und 
Neudorf bis auf 190 erhöht werden. Dieſelben haben durchſchnittlich 
über 16 Unterſtützungsbedürftige, Einzelſtehende oder Familien, in 
ihrem Bezirk und zwar hatten 
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In Folge einer Anregung in der Verſammlung der nach 
jahrelanger Unterbrechung einmal wieder mit dem Armenrath am 
2. Mai 1880 zu gemeinſamer Sitzung zuſammentretenden General- 
verſammlung der Inſpektoren ſollen die Letzteren mit beſchlußfähiger 
Stimme zu den über die Bewilligung von Unterſtützungen 
beſchließenden Tagungen des Armenraths zugezogen werden und 
dadurch mit Letzterem die Verautwortlichkeit der gerechten Vertheilung 
der Hülfsmittel unter die Armen theilen. Die Theilnahme der 
Inſpektoren an dieſen Sitzungen iſt aber nur eine vereinzelte geblieben 
und allmälig ganz eingeſchlafen, wie denn eine allgemeine regelmäßige 
Betheiligung ſchon an der Raumfrage ſcheitern mußte. 

Ein anderes Organ der Armenverwaltung bilden die von der— 
ſelben für beſtimmte Bezirke beſtellten 7 Armenärzte mit 6 Aſſiſtenz— 
ärzten. Die früher für 5 Jahre wirkſame Ernennung derſelben 
erfolgt jetzt auf unbeſtimmte Zeit. Dieſe Aerzte haben den Familien 
der bei der Armenverwaltung eingeſchriebenen Armen unentgeltlich 
ärztlichen Beiſtand zu leiſten. 

Die in dem Reglement vom 12. Dezember 1856 vorgeſehene 
Einrichtung, daß erkrankende Arme von Diakoneſſen oder Schweſtern 
aufzuſuchen find, um etwaige Bedürfniſſe jener feſtzuſtellen, hat ſich 
leider nicht erhalten. 

Ein beſonderer Zweig der in den Bereich der Armenverwaltung 
fallenden Thätigkeit iſt den Händen der ſogenannten Arbeits— 
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kommiſſion anvertraut. Dieſelbe beſteht aus etwa 15 Damen und 
handelt unter der Oberaufſicht des Armenraths ſelbſtändig. Der 
Sitz des Komites iſt in St. Marx. Dieſem wird, abzüglich einer 
Unterſtützung der iſraelitiſchen Gewerbeſchule im Betrage von 
240 M., ſchon längere Jahren der geſammte jährliche Ertrag der ſeit 
1835 ſtattfindenden Armenlotterie überwieſen. Früher wurde ein 
geringer Theil des Ertrags auch wohl für die engeren Zwecke der 
Armenverwaltung verwendet. Die Höhe des Ergebniſſes der Lotterie 
bedingt den Umfang der Wirkſamkeit des Komites. Letzteres ſchafft 
Rohſtoffe an, welche nicht hinreichend beſchäftigte, meiſt bereits durch 
den Armenrath unterſtützte Strickerinnen, Spinnerinnen, Weber und 
Näherinnen, in der Zahl von etwa 400, weiter verarbeiten. Es 
werden namentlich Wäſcheartikel, aber auch Ober- und Unterkleider 
angefertigt. Die Vorräthe werden je nach Erforderniß an Bedürftige, 
namentlich auch Schulkinder (auf Grund der die dringliche Noth— 
wendigkeit der Beſchaffung bekundenden Beſcheinigung der betreffen— 
den Lehrer) theils unmittelbar, theils durch Vermittlung zahlreicher 
wohlthätiger Vereine ausgegeben. Soweit das Lager über den 
Bedarf hinaus anwächſt, werden auch Waaren verkauft. 

Für die Thätigkeit des Armenraths iſt noch heute das vom 
Präfekten genehmigte Reglement vom 26. Dezember 1856 maß— 
gebend. Nach dem Inhalt deſſelben erhalten Arme, die ſich ſchlecht 
führen, Trunkenbolde, im Konkubinat Lebende, ſowie 
ſolche, welche ihre Kinder nicht zur Schule anhalten, 
keine Unterſtützung. Nur in dringenden Nothfällen pflegt 
eine Ausnahme von dieſer Regel gemacht zu werden. 

Die Art wie die Armenverwaltung den an ſie herantretenden 
Bedürfniſſen der Armen Abhülfe zu ſchaffen ſucht, iſt eine höchſt 
vielſeitige. Aehnlich wie die Arbeitskommiſſion Bedürftige nicht 
unmittelbar durch Geldgaben unterſtützt, wohl in der richtigen Ab— 
ſicht, das Selbſtgefühl Letzterer möglichſt zu ſchonen und ihnen die 
Rückkehr zur wirthſchaftlichen Selbſtändigkeit zu erleichtern, ſo 
nimmt auch bei dem Vorgehen des Armenraths die Vertheilung von 
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Naturalien — Brod, Suppen, Kleider, Bettwerk, Brennmaterial — 
eine im Verhältniß zu den Gepflogenheiten der Armenbehörden an 
anderen Orten ſehr weiten Raum ein. Zum großen Theil hängt dies 
mit der Pachtzahlung in Getreide zuſammen. Abgeſehen von den 
nicht ſehr umfangreichen Unterſtützungen nach der beſonderen Beſtim— 
mung einzelner Geſchenkgeber und Teſtatoren wurden beiſpielsweiſe 
1885/86 für 57181 M. in Naturalien, dagegen 41416 M. an 
monatlichen, vierteljährlichen und einmaligen Unterſtützungen in 
Geld verabreicht; außerdem noch für den Krankendienſt — Beſoldung 
der Aerzte, Miethe der Conſultationslokale, Medikamente, chirur— 
giſche Inſtrumente u. ſ. w. — 9660 M. ausgegeben. 

Die monatlichen Unterſtützungen im Betrage von 4 M. erhalten 
ganz überwiegend dieſelben über 70 Jahre alten Perſonen, welche — 
wie wir oben geſehen — bereits von der Spitalverwaltung als Außen— 
pfründner die gleichen Beträge beziehen. Von zwei über 70 Jahre 
alten Eheleuten erhält ſtets nur Einer die Unterſtützung. Die Höhe 
der Unterſtützung hat ſich nicht immer in den gleichen Grenzen 
bewegt; für das Jahr 1868 fanden wir ſolche zu 2,40 bis 6,40 M., 
für 1874 zu 3,20 bis 12 M. angegeben; ſie ſtufte ſich noch bis 
1883 je nach dem Alter der Hilfsbedürftigen von 3 bis 10 M. ab 
und iſt erſt durch Beſchluß vom 25. April 1883 allgemein auf 
M. feſtgeſetzt. Die Anzahl der Empfänger darf 500 nicht über— 
ſteigen. 

Vierteljährliche Unterſtützungen im Betrag von 5—10 M. 
(1868: 4,80 bis 8 M.) erhalten Perſonen, welche das 70. Lebens— 
jahr noch nicht erreicht haben, aber wegen körperlicher oder geiſtiger 
Gebrechen ihren Lebensunterhalt nicht gewinnen können. Der höchſte 
Satz wird nur an Blinde gezahlt. — Die Mittel für die nicht regel— 
mäßigen Unterſtützungen ſind im Verhältniß zu den geſtellten 
Anforderungen und den thatſächlich vorhandenen Fällen dringender 
Bedürftigkeit ungemein beſchränkt. Dieſe pflegen nur in Beträgen 
von 2—5 M., und wenn nicht außerordentliche Umſtände eine Aus— 
nahme erheiſchen, nur einmal im Jahr an dieſelbe Perſon gegeben. 
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zu werden. Einmalige Unterſtützungen werden aus den verſchieden— 
ſten Gründen und zu den verſchiedenſten Zwecken bewilligt, z. B. 
vorübergehende Krankheit oder längere Arbeitsloſigkeit, als Beihülfen 
zur Beſtreitung der Hausmiethe oder der Begräbnißkoſten oder der 
Auslöſung verpfändeter Gegenſtände oder der Beſchaffung von 
Kleidern für Konfirmanden bezw. für die erſte Kommunion Feiernde, 
zur Uunterſtützung fremder Durchreiſender und ſolcher Perſonen, die 
in Straßburg wohnen, aber keinen Unterſtützungswohnſitz erworben 
haben, im Falle vorübergehender Noth oder bis zur Feſtſtellung des 
Unterſtützungswohnſitzes bezw. bis zur Uebernahme durch den hei— 
mathlichen Armenverband. — Wegen der Unterſtützungen zu 5 M. 
für die Beſchaffung von Kleidern der Konfirmanden und Erſtkom— 
munikanten — Oſtern 1886 mit einem Geſammtbetrage von 
1195 M. — könnte die Frage aufgeworfen werden, ob hiermit nicht 
die Grenze der öffentlichen Armeupflege überſchritten worden. 

Nur in ganz vereinzelten Fällen ſieht ſich der Armenrath durch 
Verwendung der zu ſeiner Verfügung ſtehenden Gaben mit beſon— 
derer Beſtimmung und der Zinserträge aus Vermächtniſſen in der 
Lage, erheblichere Mittel aufzuwenden, um einem unverſchuldet ein— 
getretenen Nothſtand gründlich abzuhelfen und die wirthſchaftliche 
Selbſtändigkeit einer Familie wiederherzuſtellen oder doch anzu— 
bahnen. 

Unterſtützungen an Brod werden zunächſt einzelſtehenden 
Perſonen und Eheleuten gewährt, wenn dieſelben über 65 Jahre alt 
ſind, und regelmäßig denjenigen, welche fortlaufende monatliche oder 
vierteljährliche Unterſtützungen erhalten. Jüngere Eheleute mit nicht 
mehr als 2 Kindern können nur Brod erhalten, wenn ihre dauernde 
Erwerbsunfähigkeit durch ärztliches Zeugniß erhärtet iſt. Es werden 
wöchentlich dem Einzelſtehenden und dem Familienhaupt 2 ke, 
jedem Familienangehörigen und zwar Kindern bis zum 16. Lebens— 
jahre 1 kg Brod gegeben. Iſt Erwerbsfähigkeit vorhanden, ſo 
erhalten Eheleute mit 6 und mehr Kindern während des ganzen 
Jahres Brod: während des Winters können Brodgaben auch 
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Eheleuten mit 3—5 Kindern zugebilligt werden und wird die Höhe 
der Brodreichung nach der Anzahl der vorhandenen nicht erwerbs— 
fähigen Kinder berechnet, ſo daß bei 3 Kindern 3, bei 4 Kindern 
I ka gegeben werden u. ſ. w. Ein Wittwer oder eine Wittwe mit 
einem Kind erhalten in der Regel nichts; eine Wittwe mit 2—3 
Kindern 3 kg, ein Wittwer mit 2 Kindern nur im Winter 2, mit 3 
Kindern durch das ganze Jahr 3 kg. Verwittwete Perſonen mit 4 
und mehr Kindern bekommen durch das ganze Jahr ſoviel kg. 
Brod als erwerbsunfähige Kinder vorhanden ſind. Außerdem er— 
halten 70—80 arme Lehrlinge wöchentlich 2 Kg. — Das von der 
Armenverwaltung ausgegebene Brod iſt, wie wir oben geſehen, von 
zweierlei Beſchaffenheit: Halbweißbrod, etwa 1/5 des Bedarfs, 
hauptſächlich für Kranke, und fogenanntes Schwarzbrod, 4/5 des 
Bedarfs, das unter Zuſatz von 1/12 Roggenmehl aus Weizenmehl 
mittlerer Qualität hergeſtellt wird. Der Bäckerei wird nach jeder 
Sitzung, in welcher Unterſtützungen beſchloſſen werden, die zu 
liefernde Menge mitgetheilt. Die Lieferung findet ſtatt auf Rechnung 
der der Armenverwaltung zuſtehenden Hälfte an Fruchtpächten aus 
den Gütern von St. Marx. Wegen des Brodpreiſes iſt ein beſonderes 
Abkommen über die Berechnungsweiſe mit der Verwaltung der Ver— 
einigten Hoſpizien getroffen. Am Schluſſe des Jahres wird der ent— 
nommene Bedarf und der Preis dafür ermittelt. Der nach Abzug 
des ermittelten Betrags noch verbleibende Reſt am Guthaben lin der 
Regel 10—15 000 M.) wird dann der Armenverwaltung in baar 
ausgezahlt. 

Sonſtige Nahrungsmittel pflegen in Form von Gutſcheinen im 
Werth der Portion Suppe von 8 Pf. auf die Volksküche verabreicht 
zu werden. Die Vertheilung ſolcher Gutſcheine hat in den letzten Jahren 
eine ganz außerordentliche Ausdehnung erfahren. Es werden bei 
anhaltender ſcharfer Winterkälte an einzelnen Tagen weit über 1000 
Bons ausgegeben. In derartigen Zeiten iſt es nicht möglich, daß die 
Mitglieder des Armenraths die Vertheilung im Einzelnen leiten 
oder die Inſpektoren ſolche vocher begutachten, dieſelbe wird viel mehr 
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auf Grund genereller Anweiſungen den im Allgemeinen mit den 
Verhältniſſen der Hülfeſuchenden bekannten Sekretariatsbeamten 
der Armenverwaltung überlaſſen. Wöchnerinnen erhalten beſondere 
Bons auf eine beſſere Koſt durch Vermittlung der Société de la 
charite maternelle, welche Geſellſchaft von der Armenverwaltung 
eine jährliche Unterſtützung von 800 M. erhält. An Kleidungsſtücken 
werden hauptſächlich Hemden, Strümpfe, Hoſen, Blouſen, Frauen— 
Ober- und Unterröcke, ſowie Schuhe vertheilt, aber nicht in beſon— 
ders erheblichem Umfang. Außer dem Schuhwerk, das freihändig 
angekauft wird, werden ſämmtliche Kleidungsſtücke den von der 
Arbeitskommiſſion in das Kleidermagazin gelieferten Vorräthen 
entnommen. 

Die Verabfolgung von Brennmaterial hält ſich in mäßigen 
Grenzen. In beſonders kalten Tagen und bei offenbarer Noth 
iſt es wie den Armen-⸗Inſpektoren fo auch den Armenärzten ver— 
ſtattet, bedürftigen Kranken einen Korb Holz im Werth von 40 Pf. 
anzuweiſen. 

Vereinzelt wird Lehrlingen Handwerkszeug geliefert. 

In geeigneten Fällen werden für Obdachloſe die Koſten der 
Unterkunft beſtritten. 

Die Hülfsquellen, aus denen die Armen verwaltung 
von Straßburg ihre Ausgaben zu decken ſucht, ſind ſehr 
verſchiedener Natur. In vorderſter Reihe hierbei ſtehen die Erträg— 
niſſe des halben Antheils an den Gütern des früheren Almoſenamts 
St. Marx, ſowie diejenigen aus ſonſtigem Grund- und Kapitalver— 
mögen. Zu dem Grundbeſitz gehören auch eine Anzahl 1883 in dem 
neuen Stadttheile zwiſchen St. Aurelien und dem Schirmeckerthor 
errichtete Häuſer, welche zu Wohnungen für arme Leute beſtimmt 
ſind. Drei dieſer Häuſer ſind aus den Mitteln des am 13. März 
1882 ſich mit Zinſen auf 103 742 M. belaufenden Vermächtniſſes 
Gehr erbaut, mit der Beſtimmung, aus Straßburg gebürtigen Armen 
unentgeltlich Unterkunft zu gewähren. Die Zinſen eines Reſtfonds 
dieſes Legats von 25000 M. ſind beſtimmt, um daraus die Unter— 
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haltung jener Häuſer und andere Laſten der Stiftung zu beſtreiten. 
bandere Häuſer find größtentheils aus einem Kapital von 80000 M. 


und den am 31. März 1882 36389 M. betragenden Zinſen deſſel⸗ 


ben erbaut worden. Letztere Summe hatte das im Jahre 1870 zur 
Unterſtützung bei der Belagerung geſchädigter Einwohner thätige 
Comite aus Reſtbeſtänden der eingelaufenen Liebesgaben bei ſeiner 
Auflöſung dem Armenrath überwieſen. 31 Wohnungen ſind in 
dieſen letzteren Gebäuden gegen einen mäßigen, 1886/87 5957 M. 
betragenden Zins vermiethet. Aus dem ſonſtigen Kapitalvermögen 
der Armenverwaltung wurden für dieſe Häuſerbauten 38 300 M. 
verwendet. 

Andere Einnahmen fließen aus dem Ertrag der Abgaben für 
öffentliche Schauvorſtellungen, Konzerte, Bälle u. ſ. w., ferner aus 
dem Ertrage der Opferſtöcke auf den Friedhöfen und im Stadthauſe, 
ſowie aus dem Antheil an den Abgaben für Grabſtätten-Konzeſſionen. 
Der alljährlich zu Gunſten der Arbeitscommiſſion ſtattfindenden 
Armenlotterie iſt bereits oben gedacht. Beſondere Sammlungen in 
der Gemeinde, welche bis 1879 mittelſt Kollekten von Haus zu 
Haus und alsdann durch Subſkriptionen ſtattfanden, werden ſeit 
88h nicht mehr abgehalten. Dagegen fließen der Armenverwaltung 
bei den verſchiedenſten Veranlaſſungen Gaben einzelner Wohlthäter 
zu, ſowohl in Geld wie an Brennmaterial. 

Die regelmäßige Bewilligung von Zuſchüſſen aus der Stadt— 
kaſſe hat ſeit 1833 aufgehört. 

Die wirklichen Einnahmen der Armenverwaltung ohne Rück— 
ſicht auf ihre Bezeichnung als ordentliche, außerordentliche oder Er— 
gänzungs-Eiunahmen, jedoch unter Hinweglaſſung der blos durch— 
laufenden Posten (Ordnungs-Einnahmen) und der Einnahmen aus 
Kapitalbewegungen beliefen ſich in Mark: 


5 
1 
* 
N 


Nachweiſung E. 


Aus Vermögen nebſt Agio: 


Anderweit. 


St. Marx. 


49 505 
74 925 
63 834 
46 258 


Summa. 


67 404 
90 253 


Ab gaben v. Vorſtellungen, | 


riedhofkonzeſ 


Konzerten, 


26 910 
22 604 
29 002 
27 561 


26 519 


Subſkrip⸗ 
von der 


tionen, Rücker ſtattungen, 
Gasanſtalt. 


Kautionszinſe 


Einzelne Gaben, 


D 


9 868 
14 664 
33879 


11536 


Werth der von der Arbeits: 


gelieferten 


kommiſſion 
Kleider, geſchenkter 


chuhe 


und Naturalien. 


7302) 


92 


1223 


4001 


5 9 —— 


67 


(107 902) 


Lotterie 
Summa. für | 
Arbeitscom⸗ 
mijftion | 
und 
israelitiſche 
47 Gewerbe⸗ 
Schule. 


Spalte 


117 196 


ſehnittlich 58 630,5 47486 | 3730 425971 


22011 | 


Unter den Einnahmen der Armenverwaltung iſt das Ergebniß 
der Armenlotterie, ſoweit dieſes der Arbeitskommiſſion übergeben 
wurde, nur nachrichtlich in Spalte 9 aufgenommen worden, wäh— 
rend der Werth der aus dem Ertrage der Lotterie beſchafften und 
der Armenverwaltung überwieſenen Kleidungsſtücke Spalte 7 
berückſichtigt iſt. 

Obige Zahlen legen unwiderleglich dar, daß die rn 
der Armenverwaltung in den letzten Jahren Rückſchritte gemacht 
haben, während notoriſch die Anſprüche an dieſelbe ſchon in Folge 
des erheblichen Anwachſens der Bevölkerung geſtiegen ſind. Wenn 
nun früher ſchon der Armenrath darauf hindräugte, durch bleibende 
Zuſchüſſe der Stadt, wie ſolche bis in die dreißiger Jahre dieſes 
Jahrhunderts gezahlt wurden, in die Lage zu kommen, dem vor— 
handenen Elend wirkſamer abzuhelfen und für ſein ganzes Vorgehen 
eine feſte Unterlage zu gewinnen, ſo erklärt ſich der erneute Antrag 
auf Bewilligung beſtimmter Zuſchüſſe um ſo mehr, nachdem ſich die 
Armenverwaltung erſt kürzlich vor der Zwangslage ſah, Mangels 


— 38 — 


an Mitteln ev. die Zahlung aller Unterſtützungen mitten im Winter 
einſtellen zu müſſen. Für das Zurückgehen der Einnahmen aus dem 
Grundvermögen von St. Marx haben wir oben bei der Betrachtung 
der finanziellen Lage der Hoſpizien die Urſache näher erörtert. Im 
einzelnen mag hier nur zur Erläuterung vorſtehender Nachweiſe 
erwähnt werden, daß im Jahre 1874 die wirkliche Jahreseinnahme 
aus dieſer Hülfsquelle nur 56679 M. betrug, indem die Differenz 
mit obiger außergewöhnlich hoher Summe von 74925 18246 M. 
ſich theils aus einem Saldo des Jahres 1873, theils aus einem 
Vorſchuß auf das Jahr 1875 ergab. Unter Berückſichtigung dieſes 
Umſtandes find die Schwankungen in den Einnahmen aus Grund— 
und Kapitalvermögen an ſich nicht ſehr erheblich. Als erfreuliche 
Erſcheinung iſt hervorzuheben, daß die Einnahmen von dem nicht 
aus St. Marx herſtammenden Vermögen ſich geſteigert haben. Es 
iſt dies theils einer Anzahl von Vermächtniſſen, theils dem Miethzinſe 
der neuerdings erbauten Häuſer zu verdanken. Aehnlich den Ein— 
nahmen aus Vermögen iſt der Ertrag der Armenabgaben im Allge— 
meinen gerade nicht zurückgegangen, hat aber jedenfalls keine der 
Vermehrung der Bevölkerung entſprechende Steigerung erfahren. 
Außerordentlich ſchwankend zeigt ſich das Erträgniß der einzelnen 
Gaben, Sammlungen, Subjfriptionen u. ſ. w. Die Erklärung 
ergibt ſich aus dem oben über die Hauskollekten und die Subſkrip— 
tionen Geſagten. Als man ſich mit dem Ergebniß der erſteren, das 
ſich meiſt zwiſchen 4 und 6000 M. bewegte, nicht mehr glaubte 
begnügen zu können, ging man unter dem Eindruck des harten 
Winters 1879/80 zu namentlichen Subſkriptionen über, die an— 
fänglich den größten Erfolg hatten — 1880/81! ertrugen dieſelben 
noch 25665 M. —, ſich aber bald in ſo raſcher Steigerung minder— 
ten, daß ſchon für 1884/85 von der weiteren Einſammlung Abſtand 
genommen wurde. Ein Erſatz iſt bisher nicht an die Stelle getreten; 
man müßte dann die Hoffnung auf regelmäßige Zuſchüſſe der Stadt 
als ſolchen anſehen. Der vermehrte Ertrag der Lotterie hat nur für den 
Umfang der Thätigkeit der Arbeitskommiſſion eine Bedeutung. 


— 39 — 


Von der einſchneidenſten Bedeutung für den Zweck dieſer 
ganzen Betrachtung iſt das Bild, welches die Ausgaben ergeben. 

Ebenſo wie bei den Einnahmen iſt in der nachfolgenden 
Nachweiſung F von der Berückſichtigung der durchlaufenden Poſten 
und der Kapital-Bewegungen, ferner aber von den Ausgaben für 
Sterbfallgebühren, bauliche Einrichtungen und Aehnliches abgeſehen 
worden. a 


Wir begegnen in nachſtehender Nachweiſung zunächſt einem all— 
mäligen, aber ſtetigen Anwachſen der Verwaltungskoſten, das von 
1868 bis 1885/86 92 / beträgt, für die lediglich perſönlichen 
Ausgaben ſich aber auf 77 / ermäßigt, neben einer Steigerung der 
Leiſtungen an Arme um 36,6 ¾ Die Verwaltungskoſten überhaupt 
ohne Rückſicht auf Penſionen und lebenslängliche Renten betragen 
1885/86 16,6 / der Geſammtausgaben (Spalte 19). Die 
nach beſonderer Beſtimmung der Geber verabreichten Unterſtützun— 
gen haben eine höchſt erhebliche Steigerung erfahren. Es iſt dies 
zur Hauptſache Vermächtniſſen zu verdanken, welche die Mildthätig— 
keit der Armenverwaltung vertrauensvoll zugewandt hat. Jene 
Beſtimmungen laufen faſt durchweg den gewöhnlichen Zwecken des 
Armenraths parallel und erleichtern daher deren Erreichung ziemlich 
um den Betrag der aufgeführten Summen. 

Die monatlich gezahlten Unterſtützungen ſtufen ſich ab je nach 
dem Alter und der Gebrechlichkeit der betreffenden Perſonen. 188/86 
haben gegen 500, im Jahresdurchſchnitt über 450 Familien oder 
einzelſtehende Perſonen ſolche erhalten. Bleibt gegen 1868 auch 
eine bedeutende Erhöhung bei dieſem Poſten zu verzeichnen, ſo hat 
gegen 1880/81 ein Rückgang ſtattgefunden, während diejenigen 
Familien, welche Vierteljahrsgelder erhalten, in fortdauerndem und 
ſtarkem Anwachſen begriffen bleiben. Es erſcheint dies um ſo an— 
merklicher, als die in dieſer Form gereichten Gaben zugleich in einem 
weit bedeutenderen Verhältniß geſtiegen ſind, als der Betrag der 
Extraunterſtützungen, nämlich um das Zehnfache gegen das beinahe 
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Hier iſt der Vetrag des Werths der aus dem Kleidermagazin abgegebenen Kleidungsſtücke eingeſchloſſen. 
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Vierfache. Der Armenrath iſt augenscheinlich bemüht geweſen, einer 
immer größeren Zahl von Perſonen, deren andauernde Hülfsbe— 
dürftigkeit keinem Zweifel unterlag, in bleibender Weiſe zu Hülfe 
zu kommen, während viele derſelben bis dahin auf einmalige Gaben 
angewieſen waren. 

Die Geſuche um einmalige Gaben ſind ſeit 1868 von 479 auf 
2735, alfo faſt um das Sechsfache, geſtiegen. Bei der Beſchränktheit 
der verfügbaren Mittel müſſen ſich die Bewilligungen faſt aus— 
nahmslos unter dem Maaße des nach der Ueberzeugung der Armen— 
inſpektoren und des Armenraths unumgänglich Nothwendigen halten, 
und ſind die Armen daher von vornherein darauf angewieſen, ſich 
noch nach andern Hülfsquellen umzuſehen. Die Folge des Mißver— 
hältuiſſes zwiſchen den Anforderungen und den verfügbaren Mitteln 
iſt denn auch, daß die durchſchnittliche Höhe der einzelnen Gaben 
ſtark geſunken iſt. Während durchſchnittlich 1868 8 und 1874 faſt 
9 M. auf ein Geſuch gegeben werden konnten, ſank dieſer Betrag 
1880/8! auf 4 M., um 1885/86 wenigſtens wieder bis 5,5 M. 
zu ſteigen. 

Es darf jedoch nicht überſehen werden, daß die Geſammtſumme 
der in Geld gereichten Unterſtützungen (Spalte 10) ſich ſtändig und 
gegen 1868 um mehr als das Doppelte erhöht hat. 

Einen ſehr breiten Raum in der Armenpflege nehmen die Brod— 
gaben ein. Durchſchnittlich wurden in den Jahren, für welche unſere 
Nachweiſe Auskunft ertheilt, 200000 kg. ausgegeben. Im Jahre 
1885/86 wurde der Durchſchnitt nicht völlig erreicht (— 2,8 °/,), 
während ſolcher in den Jahren 1874 und 1830/81, in letzterem um 
11,1%, überſchritten wurde; dagegen war die Ausgabe von Brod 
1885/86 um 10,1% höher wie 1886. Während die Schwankungen 
in der Höhe der Brodvertheilung ſich in immerhin mäßigen Grenzen 
bewegen, ſind die Schwankungen im Werthbetrage des Brods recht 
bedeutend. Die mit den Getreidepreiſen ſtark geſunkenen Brodpreife 
haben es 1885/86 ermöglicht, mit einem um faſt 31 /⁰ geringeren 
Geldbetrage wie 1868 eine um mehr als 10% höhere Menge 


. 


Brod zu liefern. Das Kilogramm Schwarzbrod koſtete 1868: 
27,7, 1874: 29,5, 1880/81: 23, 1885/86: 17 Pf.; demnach 1874: 
70,5 % mehr wie 1885,86. Daraus folgt, daß eine Brodverthei— 
lung in gleicher Höhe, wie ſolche für 1885/86 erfolgt iſt, unter der 
Herrſchaft der Preiſe von 1874 und abgeſehen von dem Umſtande, 
daß mit den Preiſen von 187 bauch die Einnahme aus Pächten eine 
weſentliche Vermehrung erfahren hätte, eine Mehrausgabe von 
24075 M. erfordert haben würde, alſo einen namhaft höheren Be— 
trag als die Geſammtſumme der 1885,86 vertheilten vierteljährlichen 
und Extra-Unterſtützungen. 

Suppenkarten wurden vor 20 Jahren und noch im Jahre 
1868 nur an arme Wöchnerinnen für je 10 Tage vertheilt. Die 
Einrichtung der Volksküche, die Möglichkeit, Bedürftigen aus dieſer 
gegen einen mäßigen Preis nahrhafte Speiſen zu verſchaffen, die 
größere Bürgſchaft bei der Ausgabe von Suppenkarten gegen Miß— 
brauch wie bei Geldgaben, das ſtarke Anwachſen der fluktuirenden 
Bevölkerung und der Zwang, in Zeiten längerdauernder Arbeits— 
loſigkeit die Armen wenigſtens vor dem nackten Hunger zu ſchützen, 
haben zu einer ſich in den letzten Jahren außerordentlich ſteigernden 
Ausgabe von Suppenkarten geführt und derſelben nach und nach 
eine Ausdehnung gegeben, daß in der ſchlimmſten Zeit eine aus— 
reichende Kontrole bei der Verabreichung faſt unmöglich iſt. Von 
22432 im Jahre 1550/81 ftieg die Zahl der Suppenkarten 1883/84 
ſchon auf S8 700, im folgenden Jahre auf 101838, um ſich 
1555/86 mit 198 140 gegen das Vorjahr faſt zu verdoppeln. 

Die Verwendungen der Arbeitskommiſſion haben in den 
Spalten 16 und 19 eine Berückſichtigung nur inſoweit gefunden, 
als der Werth der von ihr an die Kleiderkammer der Armenverwal— 
tung und von dieſer in dem betreffenden Jahre an Arme abgegebenen 
Kleidungsſtücke in Anſchlag gebracht iſt. 

In den 6 Jahren 1880/81 bis 1885/86 hat ſich der Werth 
der von der Arbeitskommiſſion an die Armenverwaltung abgegebenen 
Kleidungsſtücke zwiſchen 3846 und 14994 M. bewegt, durch- 


ſchnittlich aber 7281 M. betragen, während der Werth der an 
Vereine vertheilten Kleidungsſtücke zwiſchen 8 464k und 14389 M. 
wechſelte und ſich durchſchnittlich auf 11 561 M. belief. 

In Rückſicht wären hier noch zu ziehen die von der Arbeits— 
kommiſſion an Näherinnen u. ſ. w. gezahlten Löhne. Dieſe haben 
1868: 8 744 M., 1874: 11 221 M., 1880/81: 4319, 1885/86: 
5536 M. betragen. Die Löhne find heruntergegangen, weil die 
Verarbeitung von Hanfzeug im Verhältniß zu den Ankaufskoſten 
fertiger Cretonne-Hemden ete. einen zu großen Aufwand verur— 
ſachte und weil jene Kommiſſion auf Anſammlung eines Betriebs— 
fonds glaubte Bedacht nehmen zu müſſen. 

Im Laufe der Jahre hat ſich die Vertheilung von Schuhwerk 
und dem Kleidermagazin entnommener Kleidungsſtücke bedeutend 
vermehrt, während die Vertheilung von Brennmaterial entſprechend 
dem mehr oder minder kalten Winter ſchwankte. Bei den Arzneikoſten 
fällt die beträchtliche Minderausgabe in 1885/86 auf. Dieſe hatte 
in generellen Anordnungen des Armenraths ihren Grund, der 
größere Sparſamkeit namentlich in der Verſchreibung gewiſſer 
Stärkungsmittel den Aerzten hatte empfehlen müſſen. 

Die Geſammtſumme der Aufwendungen für Arme iſt zwar 
ſeit 1868 nicht unerheblich und um ein Geringes auch noch ſeit 
1874 geſtiegen, im Vergleich mit 1880/81 aber 1885/86 gefallen. 
Im Verhältniß zu der Zahl der Civilbevölkerung zeigt ſich die 
Abnahme ſogar ſchon gegen das Jahr 1874. 

Der Rückgang in den Leiſtungen der Armenverwaltung gleicht 
ſich übrigens einigermaßen aus, wenn man in Anſchlag bringt, daß 
1885/86 mit einer gegen 1874 und 1880/81 um 44,2 bezw. 35% 
geringeren Geldausgabe nur um 5 bezw. 14% niedrigere Brod— 
reichungen erfolgt ſind, während der Werth der übrigen Leiſtungen 
der Armenverwaltung ſich gegen dieſelben Jahre um 61,3 bezw. 
21,2 % gehoben hat. 

Den Leiſtungen der Armenverwaltung ſind endlich noch hin— 
zuzurechnen der Werth der 19 Wohnungen, welche unentgeltlich 
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an arme Familien in den 3 aus dem Gehr'ſchen Vermächtniß 
errichteten Häuſern abgegeben find, — 


Bevor wir darlegen, wie die großen Lücken, welche die Armen— 
verwaltung in der offenen Armenpflege mangels an Mitteln nicht zu 
ſchließen vermag, mehr oder minder ausgefüllt werden theils durch 
beſcheidene Leiſtungen der Stadtgemeinde Straßburg, theils durch 
die Heranziehung auswärtiger Gemeinden und endlich durch die 
ausgedehnten Bemühungen einer langen Reihe privater Wohl— 
thätigkeitsanſtalten, und bevor wir auf die Geſammtleiſtungen der 
öffentlichen Armenpflege in Straßburg unter Vergleich mit den— 
jenigen in ähnlich großen Städten einen Blick werfen, mögen hier 
einige ſtatiſtiſche Nachrichten über die Zahl, den Familienſtand, 
ſowie die Abſtammung der von der Armenverwaltung Unterſtützten 
Platz finden. 

In Nachweiſung G iſt die Zahl der Unterſtützten getrennt nach 
dem Familienſtande für eine Reihe von Jahren zuſammengeſtellt. 
Für die erſten Jahre beſchränkten ſich die Nachrichten auf die mit 
Brod unterſtützten Perſonen. Deren Zahl fällt jedoch ziemlich 
zuſammen mit der Zahl der regelmäßig Unterſtützten. Unterſchieden 
iſt zwiſchen a) Selbſtunterſtützten d. h. Einzelſtehenden oder Fami— 
lienhäuptern, welche Gaben erhalten haben, und b) den Ehefrauen 
Letzterer. Nachrichten über die Kinder bezw. ſonſtige Familien— 
angehörige unterſtützter Perſonen haben leider nur für wenige Jahr— 
gänge beſchafft werden können; diejenigen Perſonen, welche nur 
vorübergehend Unterſtützungen in der Geſtalt von Gutſcheinen für 
Nahrungsmittel oder Obdach oder von kleinen einmaligen Geldgaben 
erhalten haben, ſind nicht berückſichtigt; 1885/86 betrug deren Zahl 
etwa 600. 

Von 1875 bis 1880 findet leine Zunahme der Selbftunter- 
ſtützten um mehr als 50 % ſtatt, die dann bis 1885/86 ziemlich um 
denſelben Betrag wieder zurückgehen. Die Schwankungen in dem Fa— 
milienſtand der Unterſtützten ſind im Allgemeinen nicht erheblich. 
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Ueber die Abſtammung der Unterſtützten ſammt deren Ehefrauen ſind folgende Mittheilungen zu machen: 
Nachweiſung H. 


1802 1858 1869 1872 | 
| | 
| Zahl. | 0% Zahl. 0% Zahl. 0% Zahl. 0% 
n ( ee, 1513 44.2 1153 +1,0 1031 40,1 aus Strabirs ann 107: 39,0 

| 
Franzoſen | Nicht aus Straßburg.. 1619 472 1138 | 50,7 139) 51.0 aus Elſaß⸗Lothringen 1402 50,9 | 
e BE En 2%; 8,6 235 8.3 215 8,0 BE 8 302 10,1 | 
Summa 3127 100 2316 100 2695 100 | 
1 
1 
18 1876 | 1877 1378 1879/80 | 1880/81 1831/82 1832/83 1833/81 1884/85 | 1885/86 
1 
= 0 = 070 = 0/ = 0/ = al =. 0% = | 070 = 0/ = | 0 en 0 = ( | 
0 2 ) = 0 2 10 2 0 2 2 10 2 0 2 ’ 2 0 = 0 E 0 
2 0 ee) D 6 (ce) ce sr) Ice) ce) ce 


30,91 1369| 34,0 | 192) 31,2) 


Aus Elſaß⸗ Lothringen 18610 48,9 | 2062 


47,0. 3008 


16,21 2651| 45,7 | 2198| 45,6 2535) 45,1 2288 


Aus bem übrigen deutſchen 


s 510 13,4] 602 14,2] 726] 15,8 


17,1 1376 


Aus anderen Ländeen 2. 120 3,2] 136] 3,2] 141] 3,1 150] 3,0] 188] 2,81 165] 28 121] 2,21 139] 2,3 85 


au gg re 1314) 34,5 | 1441| 34,0] 1515| 33,0 | 1778| 32,9 | 2043) 30,5 | 1777 30,6 1698 31,0 170%) 30,3 | 1498 
1,8] 111] 24 691 1,7 


29,5 | 1218| 20,9 | 1165| 21,2] 1242) 22,1 5 20,11 776 18,0 719 174 


Summa 3808| 100 1211 100 | 588 100 1 5405| 100 J 6705 


109 | 5808] 100 | 5482| 100 } 5620| 10) | 4845| 100 | 4200) 100 | 4133 100 
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In der Rubrik „aus Straßburg“, Nachweiſung II, find nur die 
in Straßburg Geborenen aufgeführt. Die Schwankungen in den 
Zahlen für die einzelnen Kategorien in dem Zeitraum von 1875 bis 
1885/86 ſind nur bei den „dem übrigen deutſchen Reich“ Ange— 
hörigen von Erheblichkeit. Im Allgemeinen hat eine Zunahme der— 
ſelben ſtattgefunden, die in der Wirkung der Einwanderung ihre, 
natürliche Erklärung findet. Für die letzten Jahre war wieder ein merk— 
liches Zurückgehen dieſer Kategorie zu verzeichnen, verbunden mit einer 
Zunahme der Prozentzahl der aus Straßburg, namentlich aber der 
aus Elſaß⸗Lothringen ſtammenden Unterſtützten. Eine Erklärung 
für dieſe Erſcheinung kann nicht gegeben werden, wenn ſie nicht 
darin liegen ſollte, daß der Armenrath bei ſeinen beſchränkten 
Mitteln zu einer ſchärferen Prüfung des Unterſtützungswohnſitzes 
übergegangen ſein ſollte. 


Böhmert macht in ſeinen Mittheilungen aus der Armenſtatiſtik 
von 77 deutſchen Städten hinſichtlich der Abſtammung folgende 
Angaben (a. aus 76, b. aus 74 Städten): 


Geboren am 


Summa. 
im übrigen außer dem 
Deutſchen Deutſchen 
land. Reich. Reich. 


exe im Heimaths— 
Zählort. 8 da 


a. Selbjtunterftüßte.| 38,50 51,10 9,3 1,06 100 


7 


b. Am Zählort Un⸗ 
terſtützungsberech— 


3 


Hinſichtlich des Bekenntnißſtandes find in Straßburg feit 
S8! keine Aufzeichnungen mehr gemacht worden. In dem Zeit— 


raum von 1875 bis 1880,81 waren unter den Unterſtützten 68 % 
Katholiken, 34,2 % Proteſtanten und 0,7% Israeliten. 


Wie im Eingang bereits erwähnt, iſt die Gemeinde als ſolche 
und deren politiſche Vertretung nicht der Träger der öffentlichen 
Armenpflege. Es ſind dies vielmehr beſondere Korporationen, näm— 
lich der Armeurath und die Hoſpizverwaltung, deren Zuſammenhang 
mit der Gemeinde ſich jedoch darin kund thut, daß: 1. der Bürger— 
meiſter geborener Präſident dieſer beiden Körperſchaften iſt — ohne 
jedoch regelmäßig von dieſer Stellung Gebrauch zu machen, — 2. 
die Gemeinde über gewiſſe Beſchlüſſe dieſer Körperſchaften gehört 
werden muß und 3. die Gemeinde Vertretung Zuſchüſſe an dieſe 
bewilligen kann — was in Straßburg ſeit mehr denn 40 Jahren 
nur vereinzelt geſchehen iſt. Dennoch ſind eine ganze Reihe von 
Leiſtungen der Stadtgemeinde Straßburg aufzuzählen, welche 
weſentlich in das Gebiet der Armenpflege einſchlagen. Theils 
beruhen dieſe auf geſetzlichen Verpflichtungen wie die Betheiligung 
an der Verſorgung der Irren und der unterſtützten Kinder, theils 
auf Verpflichtungen, die zwar mehr polizeilicher Natur ſind, aber 
doch auch Zwecken der Armenpflege dienen, wie die Beſtellung von 
Kantonal- bezw. Impfärzten, theils in beſonderen örtlichen Verhält— 
niſſen, z. B. die Kliniken. Lediglich als Akte der Wohlthätigkeit 
können nur die nachſtehend unter Nr. 5, 7, 9 und 10 aufgeführten 
Ausgaben bezeichnet werden. 


3 


Die Ausgaben der Stadt für Armenzwecke betrugen nach den 
Rechnungen für 


1880 81 1385/86 
M, M. 
892 7045 
2. Unterſtützte Kinder. t 6118 
3. Irre (Stephansfeld und b Spital) 12 461 14946 
4. Pfründnerinnen in der Anſtalt 
der armen Schweſtern . 8731 4563 
5. Erziehung blödſinniger Kinder. 1157 1734 
„Heimſchaffung unbemittelter Frem— 
VCC == 309 
7. Unterſtützung von Wöchnerinnen. 560 560 
8. Beitrag zu den Koſten der 
e ,,,, 02.8200 1200 
b) Spitalklinik (für Geburts— 
hülfe und Chirurgie). 3270 3270 
c) Klinik für Syphilitiſche . 3000 3000 
ine Re! 4361 
10. Unterſtützungsgelder zur Bari 
gung des Bürgermeiſters . 1200 1200 
idenes 213 157 
Summa. . . 49522 48 359 


Die Ausgaben unter Nr. S find bei den Einnahmen des 
Spitals eingerechnet. 48359 M. macht 48 Pf. auf den Kopf 
der Bevölkerung! — Mittelbar tritt die ſtädtiſche Verwaltung 
ferner in die Fürſorge für Dürftige ein, indem dieſelbe einerſeits 
eine Anzahl wenig arbeitsfähiger Perſonen regelmäßig bei der 
Straßenreinigung beſchäftigt, andrerſeits öfters zur Winterszeit, 


4 


auh vun q op 
-qj3Byuaun zlıau 


18 
Hugoulnyz ap) | 
«0j3dyuaum zlıaın 


"wBunzawmag 


m © 


ao. 


w. 


ww. 


"bung 


uαν, =; 
pings 


3 ar, „ uobunugagz uaagı 
u miu mm Sundaldug ( . 


; "2 o SE addıryy (q 
ö er noloshungnapgdngg (e 
wougug apjnaduvad (1 

; 5 . . . . * D „ D aqui 

aun wm aua Bungnpaspug)‘ ° nosppaadig un umwaunvag| 2 
08 08 aug ue Inv ua |" © aaquıap "Aug aauallograg 

Un u ung von Bundwagaun gun wunv Bundaaltag and una] 9 
- I 15 | RAUM ( uus (e. 
5 DEN : uapımvS aamav Bungiplaspu ook dg fuotıngg mag Sog man] © 
7 6 * . . (0 270 RR) al "| ar 

Suse - wong sa noluonddns|' ° ° ° ° ° ° Gdlag yoır 
01 09 uopavuualiogg d ene unge eee un nlag daun me aoplorıs| 8 

(wma 22 | + orlloluog aapıylap umel | ° ° eee ee ung 


I BuuvyK 88 . J eaocß wöigplunsqaeanae ao auguulng up wungs 10q uoydraduog]| T 


walgg zz | wlwgg oat | * 999 smogwlogg|" (obe 3) vnog 
d uam 9 uog uaybaupo 
nenen a uayvBraduog| L 


. ug eee (e 
inge dark 8 
20 Pag Gunupfokogz 5 
uonvg 77 755 : 


r Bunlmarporg 


| Fr er e% 5 n 
| solang um Gag aa Bunmguz| ee eee eee 
| >= 0088 ö 0 az aon Bungnzlasgunuamag|" enen aplıauppao| GT 
2,7 . en 009-9 | uomo gun gig 
nu voummupagg aquazugon bang uuouupau 
⸗Jvaſg ur umdugg nel Bungnzlasgun|=Pagg wu Bundaolug; and ugs 
eee eee (P 
D | ö 4 & N Be wunmupagz qun!n ". SOjIppeast SOWep 
whag ‘uspuvag uoa Bungnpaopu|sop souestejuaıg op 9082 
-pyggaßjuaun | 
| Im | ö 5 90 ue ne eee ehre " snogualiugrg soplıjwasg| gr, 
"Pygpdpuaun | ö 9 2J2ͤ  NONDIEN 
uses gun ua ugg dughvuln | ° vk Lcklac e! 
eee apjyıpvasg (0 
Te 0007-008 0 LE En e lag 272 772 OUDUISSMOHGTUITE ET. 
= 891 81T 98 811 umu ur dundinagasgung mag mau aul Bund 
7 000 Pf ban aue ebenen Gunnar 
uobguneg 2 9 8 i e „%% HL 
= un bunbumqwiun Gang mens 
amd Bunangsinnmg gun Bungafgl ° * * °  BunylgasBullaig;!@T 
= 007 T-000 J ö 09 ee 
y° 000 00T van pw uam am Bungnzlaspu) ° squmaalusmagg aa Hopkplo| TI 
udbgundg \ 00001 ö 568 ann Beer ge 11)! 
i yzuozlagord apumplaa Bungnplaapup|- uousuag = jonas plızuoplagoask | OT 
7 2 58 5 > . . . . Sh ? 1] . . . . . . . Jognozg 


— Ag Hgg eee abu (snogsbungsgg) pozluvsdungntig|6 


3 


wenn der Bedarf an Taglöhnern ein verſchwindender geworden iſt, 
durch Schneeſchöpfen und ähnliche Arbeiten vielen Dürftigen lohnende 
Beſchäftigung gibt. 

Endlich iſt die Stadtverwaltung thätig auf dem Gebiete der 
Armenpflege durch die Vermittlung der Fürſorge für die zahlreichen 
zugewanderten Perſonen aus dem Deutſchen Reich, welche ſich nicht 
haben naturaliſiren laſſen und in Straßburg dauernd hülfs— 
bedürftig geworden ſind — in Fällen vorübergehender Noth 
tritt hier, wie wir oben geſehen, die Armenverwaltung ein. Um 
Härten zu vermeiden, pflegt überall von der Zurückweiſung ſolcher 
Perſonen in die Heimath abgeſehen zu werden, wegen deren auf 
Antrag des hieſigen Bürgermeiſteramtes die auswärtigen Armen— 
verbände ſich dazu verſtehen, die als nothwendig erkannten und 
beantragten Unterſtützungen zu zahlen. An derartigen Unterſtützungen 
wurden durch Vermittlung der Armen-Verwaltung im Jahre 
1885/86 27 245, im Jahre 1886/87 31495 M. gezahlt und zwar 
in letzterem an 167 Selbſtunterſtützte mit 784 Angehörigen, 
zuſammen 1051 Köpfe; alſo 188,6 M. auf jeden Selbſtunter— 
ſtützten und 30 M. auf den Kopf. Es pflegen für Familien mit 
2 bis 3 unſelbſtändigen Kindern monatlich 10 bis 12 M., für 
größere Familien 20 ja bis 30 M. gefordert und bewilligt zu 
werden. 

An dieſer Stelle mag auch noch hingewieſen werden auf die 
nicht unbeträchtlichen Summen, welche Seitens der politiſchen 
Behörden der Hauptſtadt zur Unterſtützung dürftiger Einwohner 
Straßburgs verwandt werden. 

Der Privatwohlthätigkeit bleibt immer noch ein mehr denn 
großes Feld der Thätigkeit. Dieſe Wohlthätigkeit iſt in der That 
auch ebenſo vielſeitig, wie umfaſſend; ſie fragt in der Regel weder 
nach Abſtammung, noch nach Unterſtützungs-Wohnſitz, weder nach 
Alter noch Geſchlecht. 

Wenn einzelne Inſtitute auch lediglich für Konfeſſions— 
verwandte eintreten, ſo ſtehen andere wieder den Angehörigen aller 
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Bekeuntniſſe offen. Eine Aufzählung der bezüglichen Anſtalten 
und ihrer Zwecke, ſoweit dieſe ſich auf Armenpflege beziehen, möge 
man aus vorſtehender Nachweiſung ] (S. 50 u. 51) für 1885/86 
erſehen. 

Außer dieſen Anſtalten exiſtiren Frauenvereine in ſämmt— 
lichen Pfarreien zur Unterſtützung nothleidender Pfarrgenoſſen. 

Läßt es ſich nun ſchon nicht in beſtimmten Ziffern ausdrücken, 
welche Werthe den Armen Straßburgs durch Privatwohlthätigkeits— 
anſtalten zugehen, ſo fehlt naturgemäß jede Schätzung dafür, was 
der Einzelne zur Linderung der Noth ſeiner Mitbürger thut. Es iſt 
dies keineswegs ein Geringes. Damit iſt aber nur ein Beweis mehr 
dafür geliefert, daß Noth vorhanden, daß dieſelbe groß iſt und daß es 
an der erforderlichen Abhülfe fehlt. Daß dieſe Noth auch innerhalb des 
Gebiets liegt, welches nach altem Herkommen und auf Grund der 
beſtehenden Geſetzgebung als der öffentlichen Armenpflege in Straß— 
burg angehörig betrachtet wird, iſt ſchon mehrfach hervorgehoben 
worden. 

Der Zweck der öffentlichen Armenpflege in Straßburg dürfte 
wohl dahin beſtimmt werden, denjenigen Perſonen, welche ſelbſt oder 
durch ihre Angehörigen unverſchuldet in Noth gerathen ſind und 
Unterſtützung in Anſpruch nehmen und a) hier einen Unterſtützungs— 
wohnſitz haben, b) letzteren zwar nicht erworben haben, aber ſeit 
längerer Zeit hier wohnen und durch beſondere Unfälle vorüber— 
gehend hülfsbedürftig geworden ſind, der Art zu Hülfe zu kommen, 
daß dieſelben mit Hinzurechnung der eigenen Hülfsmittel den 
nothdürftigen Lebensunterhalt haben und bald möglichſt wieder 
zu wirthſchaftlicher Selbſtändigkeit gelangen, vor allen Dingen 
aber nicht genöthigt ſind, trotz der Gaben der Armenverwaltung, zur 
Friſtung des Lebens weitere Hülfe in Anſpruch zu nehmen, mit 
anderen Worten zu betteln. 

Innerhalb der geſchloſſenen Armenpflege iſt nun im Allge— 
meinen völlig ausreichend für die Erfüllung jener Zwecke geſorgt; 


innerhalb der offenen Armenpflege iſt dies aber heutzutage nicht der 
Fall. 

Der Armenrath erklärt in der Einleitung zu der Verwaltungs— 
rechnung für 1885/86, datirt vom 29. Dezember 18866, öffentlich, 
daß die in Geld bewilligten Unterſtützungen, trotz deren 
ſtarkem Anwachſen, anſcheinend ohne Wirkſamkeit bleiben, 
daß die verabreichten Unterſtützungen in den meiſten 
Fällen der Lage der Bittſteller nicht entſprechen und 
daß man der Nothdurft Abhülfe zu leiſten außer Stande 
ſei. Alſo von kompetenteſter Seite, dem Armenrath, wird unge— 
ſchminkt zugeſtanden, daß den unabweislichſten Bedürfniſſen der in 
ſein Thätigkeitsbereich fallenden Armen mit den verfügbaren Mitteln 
der Armenverwaltung nicht abzuhelfen ſei. Niemand wird gegenüber 
dem Bewußtſein der Mitglieder des Armenraths von ihrer verant— 
wortlichen, ſeit langen Jahren innegehabten Stellung an dieſem 
Ausſpruch deuteln dürfen. 

Dieſer Ausſpruch findet auch vollſte Beſtätigung bei einem 
Vergleich deſſen, was in Straßburg und was in anderen Städten 
Seitens der öffentlichen Armenpflege geleiſtet wird. 

Zu dieſem Vergleiche ſollen einige größere niederrheiniſche 
Städte, nämlich Crefeld, Düſſeldorf, Elberfeld und Köln, heran— 
gezogen werden, deren Verwaltungen bereitwilligſt die benöthigten 
Nachrichten mitgetheilt haben. Zu bedauern iſt nur, daß für die 
Aufſtellung der Armenſtatiſtik wenigſtens innerhalb der größeren 
Gemeinden des Deutſchen Reichs nicht nach gleichen Grundſätzen 
verfahren wird, ſo daß ſich verhältnißmäßig wenig Vergleichspunkte 
gewinnen laſſen. 

Bereits im Eingang iſt darauf hingewieſen worden, wie der 
Bürgermeiſter von Straßburg in der dort erwähnten Denkſchrift 
für den Gemeinderath darauf hingewieſen hat, daß die Leiſtungen 
der Stadt für die öffentliche Armenpflege hinter demjenigen, was 
die anderen größeren Stadtgemeinden im Elſaß für dieſe aufbringen, 
weit zurückleiben. Dieſe Leiſtungen betragen in Straßburg nur 
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0,48 M. auf den Kopf der Civilbevölkerung, dagegen z. B. in 
Mülhauſen mehr als 2 M., alſo über das Vierfache. Es wäre dies 
ja an ſich ganz gut, wenn es in Straßburg weniger Bedürftige 
gäbe oder wenn aus anderen als Gemeindemitteln ausreichend 
geſorgt wäre. So liegt die Sache aber nicht. 

Dr. Böhmert macht in ſeiner werthvollen Schrift über das 
Armenweſen in 77 deutschen Städten mit 4 156 186 Einwohnern 
für das Jahr 1880/81 folgende Angaben: Für 72 dieſer Städte 
führt er die Armenziffer, d. h. das Verhältniß der in öffentlicher 
Armenpflege unterſtützten Einwohner, zu der Zahl ſämmtlicher 
Einwohner auf. Je kleiner eine Stadt, je geringer pflegt die 
Armenziffer zu ſein. Es werden durchſchnittlich von 100 Ein— 
wohnern in Städten unter 20000 Seelen 4,75, in Städten von 
20--50 000 Seelen 5,02, in Städten von 50 —100 000 Seelen 
6,39, in Städten über 100 000 Seelen 6,51 Köpfe unterſtützt. Es 
ſchwankt die Armenziffer in den behandelten Städten von 1,64 bis 
10,70 und beträgt durchſchnittlich 5.86. Straßburg nimmt bei 
10 645 Unterſtützten mit 10,19 die zweithöchſte Stelle ein, obſchon 
für Straßburg im Unterſchied mit den übrigen Städten nur die in 
offener Armenpflege Stehenden gezählt find. Rechnet man letzteren 
die in geſchloſſener Armenpflege Unterſtützten mit etwa 1500 zu — 
im Durchſchnitt von 72 deutſchen Städten fallen nach Böhmert 
auf 100 Unterſtützungsfälle 61,13 der offenen, 38,87 der geſchloſ— 
ſenen Armenpflege —, ſo ſteigt die Armenziffer für Straßburg auf 
faſt 12 %. Dies Verhältniß wird noch ungünſtiger, wenn wir die 
Zahl der in offener Armenpflege Unterſtützten gemäß der Angaben 
der Armenverwaltung zu 11 538 ſtatt 10645 annehmen. 


Straßburg hatte jedenfalls 1880/81 bei weitem die 
höchſte Armenziffer von jenen 72 Städten. 

Betrachten wir nun vergleichsweiſe, wie viele Unterſtützungs— 
bedürftige in jenen 4 Städten und Straßburg vorhanden, was 
überhaupt und was für den Einzelnen die offene und die geſchloſſene 
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Armenpflege dort leiſten und wie viel dafür aus ſtädtiſchen Mitteln 
aufgebracht wird. 


Es ſtanden 1885/86 (in Elberfeld 1884/85) in Armen— 
pflege: 


Nachweiſung K. 


in offener 
Civil⸗ 8 m Summa A 
Nenzr. Selbſt⸗ Angehörige 
Bevol⸗ ſunterſtützte derſelben 


Stadt. kerung 


in geſchloſſener. 


Lide Nrn. 


1. Dzb. 


1885. 


über⸗ über⸗ über⸗ 


haupt haupt haupt 


im Jahres- 
Durchſchnitt. 
im Jahres- 
Durchſchnitt. 
im Jahres⸗ 
Durchſchnitt. 


> 


RE 90 147 ? f 7 136 

Straßburg.. | 101464 ? 53, : { 7 1568 darunter 213 unterſtützte 
Kinder, 12 Taubſtumme u. 
35 Pfleglinge v. Loviſa. 

Elberfeld . . . 103 2001516 20 ; 2143| 1053 


Düjjelborf . . 25 7 ? 231: 7 3371 1005 


1910 darunter 310 in Familien 
untergebrachte Kinder. 


Dem aufmerkſamen Leſer werden dieſe Zahlen wiederum den 
Beweis liefern, wie ſehr die Armenziffer in Straßburg diejenige der 
anderen Städte übertrifft. 
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Die Betrachtung vorſtehender Nachweiſen in Verbindung mit 
Nachweiſung F führt zu einer Reihe intereſſanter Ergebniſſe. 

Ausweislich der Nachweiſe F (Spalte 6, 7, 8 und 11) ent- 
fällt in Straßburg 1885/86 auf den Kopf jeder der in offener 
Armenpflege 9 417 unterſtützten Perſonen ein Betrag von 8 M. 
jährlich. Dabei konnte eine große Anzahl Armer überhaupt nicht 
nach Bedürfniß unterſtützt, mußte vielmehr ohne Rückſicht auf 
letzteres mit kleinen einmaligen Gaben oder mit Suppenkarten abge— 
fertigt werden. In Elberfeld kamen 1884/85 auf jeden Unter— 
ſtützten, ohne Rückſicht darauf, ob die Unterſtützung eine dauernde 
oder vorübergehende war, 29,1, auf jeden Selbſtunterſtützten 
80,9 M. Es erhielt demnach jeder Unterſtützte faſt den Afachen 
Betrag wie in Straßburg; mithin ein ganz ähnliches Ergebniß wie 
wir oben für die in Straßburg auf Koſten anderer Armenverbände 
Unterſtützten ermittelt hatten. 

Es kommen ferner auf jeden im Jahresdurchſchnitt Unter— 
ſtützten 1884/85 in Elberfeld 62,6, auf jeden Selbſtunterſtützten 
162,4, ebenſo 1885/86 in Crefeld 55,6 bezw. 165, in Düſſeldorf 
31,3 bezw. 99,5, in Cöln auf jeden Selbſtunterſtützten 106 M. 

Für Crefeld, Düſſeldorf und Cöln kennen wir nun entweder 
nur die Zahl der im Durchſchnitt des Jahres Unterſtützten, d. h. die 
Ziffer, auf welche die Zahl der Unterſtützten ſich verringert, wenn 
jeder thatſächlich Unterſtützte nur mit einem ſolchen Bruchtheil in 
Rechnung geſetzt wird, als er Theile des Jahres unterſtützt worden 
iſt — alſo beiſpielsweiſe wer durch das ganze Jahr unterſtützt 
wurde mit 1, wer durch 3 Monate unterſtützt wurde mit ¼ u. ſ. w. 
— oder es fehlt eine Angabe über die Zahl der Angehörigen der 
Selbſtunterſtützten. Jedenfalls ergibt ſich aus einem Vergleich der 
gleichwertigen Angaben für Elberfeld und Straßburg einerſeits, 
ſowie für Elberfeld und den übrigen Städten andrerſeits, daß ſelbſt 
in Düſſeldorf und Cöln, wo auf den Kopf der im Jahresdurchſchnitt 
Unterſtützten die geringſten Beträge kommen, dieſe doch noch mehr 
denn doppelt ſo hoch ſein müſſen wie in Straßburg. Dies Ergebniß 


I IT 


wird in anderer Weiſe wieder bejtätigt, wenn wir ſehen, was nach 
Spalte 13 in Nachweiſung L an Unterſtützungen in offener Armen— 
pflege auf jeden Kopf der Bevölkerung kommt. Auch hier nimmt 
Straßburg die niedrigſte Stelle ein; Cöln leiſtet faſt 3 mal ſo viel, 
Crefeld und Elberfeld etwa das doppelte und Düſſeldorf immer 
noch ein ſtarkes Dritttheil mehr. — Ganz andere Ergebniſſe zeigen 
ſich dagegen für die geſchloſſene Armenpflege. Hier ſteht Straßburg 
obenan, läßt ſelbſt Cöln hinter ſich zurück und überſteigt die bezüg— 
lichen Beträge für Crefeld und Düſſeldorf um mehr als das Drei— 
fache. Es gibt dies einen neuen Belag für unſere früheren Angaben 
über die breite und ausgiebige Fürſorge Straßburg's für die in 
Anſtalten untergebrachten Pfleglinge. 

An dieſer Thatſache wird zur Hauptſache auch nichts durch die 
Erwägung geändert, daß das Spital durch ſein Verhältniß zur 
Univerſität zu großen Aufwendungen genöthigt iſt und namentlich 
eine große Zahl auswärtiger Kranken herbergt, und daß ferner die 
Grenze zwiſchen geſchloſſener und offener Armenpflege ſtets eine 
ſchwankende iſt, je nachdem in einem Orte eine größere oder 
geringere Zahl von geſchloſſenen Anſtalten zur Aufnahme von 
Kranken, Waiſen, Siechen u. ſ. w. vorhanden iſt. 

Die prozentualiſch bedeutendſte Differenz ergibt Spalte 15. 
Während in den übrigen 4 Städten Seitens der Gemeindekaſſe auf 
den Kopf der Bevölkerung 2,26 M. bis 5,09 M., durchſchnittlich 
3,44 M. — welch letzterer Betrag nach anderweiter Erfahrung mit 
den Leiſtungen einer großen Reihe von Städten mittlerer Größe 
im Regierungs-Bezirk Düſſeldorf übereinſtimmt — an Zuſchüſſen 
geleiſtet werden, kommen in Straßburg nur 0,48 M. auf den Kopf, 
alſo der ſiebente Theil. Die Stadtgemeinde Straßburg leiſtet 
demnach vergleichsweiſe ein äußerſt Geringes für Zwecke der 
Armenpflege. 
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Wir ſtehen am Ende unſerer Betrachtung. Die Unterlagen 
für dieſelbe ſind nicht völlig einwurfsfrei, weil ſie im Einzelnen der 
wünſchenswerthen Vollſtändigkeit und Gleichmäßigkeit entbehren. 
Jedenfalls wird das Ausgeführte aber dazu dienen, die Bürgerſchaft 
Straßburgs und deren Vertreter über die beſtehenden, von der 
großen Mehrzahl wenig gekannten einſchlägigen Verhältniſſe aufzu— 
klären. Auch muß hinreichend feſtgeſtellt erſcheinen, daß, ſoweit ver— 
gleichb ares Material zur Verfügung ſtand, 


1. Straßburg die höchſte Armenziffer hat unter ſämmt— 
lichen Orten, für welche Angaben zur Verfügung ſtehen, 


2. In Straßburg auf dem Gebiete der geſchloſſenen 
Armenpflege nach jeder Richtung ungewöhnlich viel, auf 
dem Gebiete der offenen Armenpflege in gleichem Maße 
wenig geſchieht, 


3. D 
— 


3. Die Löſung der Aufgaben der Armenpflege in 
Straßburg durch die geringfügigen Zuſchüſſe der Ge— 
meindekaſſe für dieſen Zweck weſentlich beeinträchtigt 
wird. 


Wir haben uns an eine nüchterne Betrachtung der Thatſachen 
gehalten und jede Kritik vermieden, auch von einer Darſtellung der 
im Weſentlichen übereinſtimmenden Einrichtungen der Armenpflege 
in den großen rheiniſchen Städten, über welche Nachrichten vormit— 
getheilt ſind, abgeſehen. 


Es drängen ſich aber von ſelbſt dem aufmerkſamen Leſer eine 
Reihe von Frogen auf. Einige letzterer mögen zum Schluſſe ange— 
deutet werden. Woher kommt es, daß Straßburg eine Armenziffer 
hat, die ſolche in Fabrikſtädten wie Elberfeld und Crefeld weit 
überragt? Sind in der That alle Unterſtützte unterſtützungs— 
bedürftig? Reicht die Organiſation der Armen-Verwaltung heute 
noch aus, nachdem die Bevölkerung ſich um das doppelte vermehrt 
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. 
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hat? Wo und inwieweit iſt eventl. hier die beſſernde Hand anzu— 
legen? Wie ſind ausreichende Mittel für die Befriedigung der 
Bedürfniſſe der Armenpflege zu ſchaffen? In welchem Umfange 
und welcher Richtung hat die bemittelte Stadtgemeinde hier ein— 
zutreten? 

Bei der gegenwärtigen Sachlage würde es einer Pflichtver— 
ſäumniß ſowohl der Armenbehörden, wie der Väter der Stadt, der 
Bürgerſchaft und der Preſſe gleichkommen, wenn dieſelben nicht 
gemeinſam und raſch nach einer befriedigenden Löſung ſuchten. 


Straßburg, im Sommer 1887. 


CIVIS. 


Das Armenwesen in der Stadt 


Strasburg. 
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